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In Mexiko . . . 
In Monterry stürmten Mitte März 
schwerbewaffnete, von der Polizei 
als „regierungstreue Arbeiter" be- 
zeichnete Männer ein Gewerk- 
schaftshaus, das angeblich von 
Linksextremisten besetzt gewesen 
sein soll. Sie richteten unter den 
Gewerkschaftlern ein Blutbad an, 
töteten drei und verletzten 
32 schwer. Die Polizei wurde erst 
tätig, als alles vorüber und das 
Haus „gesäubert" war; dann ver- 
haftete sie einige der Angreifer, 
ließ sie aber bald wieder laufen. 
Jetzt soll eine „Untersuchungskom- 
mission" klären, warum sie nicht 
früher einschritt. 

. . und Italien 
Fünf Monate hat der Kampf der 
23 000 Arbeiter bei Alfa Romeo ge- 
dauert, (in dieser Zeit kommen auf 
jeden Beschäftigten 130 Streikstun- 
den) doch jetzt konnten sie mit der 
Firmenleitung des staatlichen Wer- 
kes einen neuen Vertrag abschlie- 
ßen. Es gelang ihnen nicht nur, 
bedeutende Lohnerhöhungen 
durchzusetzen und Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen zu errei- 
chen, sie konnten vor allem auch 
erreichen, daß die in Italien übli- 
che Einstufung der Arbeiter in Ka- 
tegorien bei Alfa Romeo teilweise 
abgeschafft wurde. 

„Alternative" 
Nach einem neuen Programm der 
Wirtschaftsvereinigung Eisen- und 
Stahlindustrie werden Abiturienten 
vom Sommer dieses Jahres an die 
Chance haben,1 ohne Studium an 
einer Hochschule die Voraussetzun- 
gen für leitende Positionen zu er- 
werben. Es ist eine zweieinhalb- 
jährige Ausbildung entwickelt wor- 
den, die in eine theoretische und 
eine praktische Phase eingeteilt ist. 
Die Teilnehmer praktizieren je- 
weils 1 bis 5 Monate in den wich- 
tigsten Abteilungen der Mitglieds- 
werke der Wirtschaftsvereinigung 
Eisen- und Stahlindustrie. Vor dem 
jeweiligen Praktikum liegt ein Voll- 
zeitunterricht in der Fortbildungs- 
stätte der Wirtschaftsvereinigung 
in Duisburg. Die neue Alternative 
zum Hochschulstudium soll zu- 
nächst 30 Abiturienten gegeben 
werden. Sie werden eine monatli- 
che Vergütung von 500 DM im er- 
sten Ausbildungsjahr, von 600 DM 
im zweiten und von 700 DM im 
im dritten Jahr erhalten. 

Studio: AUS DER SCHATZTRUHE 
15.30 18.00 20.30 

13. 4. Polanski's WENN KATELBACH 
KOMMT - Erfolgswiederholung 

20. 4. FANFAN DER HUSAR 
Capitol: ACTION-AUSLESE 

15.15 17.45 20.15 
13. 4. Lee van Cleef als SABATA 

Regie: Frank Kramer 
20. 4, DER WILDESTE WESTEN 

in Zeichentrick 
Regie: Bruno Bozzetto 

Hätz gegen 

Ausländer 
Ausländische Arbeiter und Studen- 
ten in der Bundesrepublik sollen in 
Zukunft nach den Vorstellungen 
von Innenminister Gerischer und 
seinen Verfassungsschützern aus 
dem politischen Leben ausgeschal- 
tet werden. Dazu soll ein verän- 
dertes Ausländerrecht dienen, das 
den Ausländern in der BRD jede 
politische Tätigkeit verbietet, die 
im Widerspruch zu den Kapitalin- 
teressen der westdeutschen Mono- 
pole und der Machthaber in Spa- 
nien, Portugal, Griechenland, der 
Türkei usw. steht. Dieser weitere 
Schritt zum Notstandsstaat ist lang- 
fristig vorbereitet. Das geplante 
V erf assungsschutzänderungsgesetz 

enthält bereits die wichtigsten Be- 
stimmungen: 
# Verbot aller politischen Tätig- 
keit, die die „außenpolitischen Be- 
lange" der Bundesrepublik stören 
könnte, polizeiliche Anmeldung al- 
ler Treffen und Versammlungen 
von Ausländern, auch solche in ge- 
schlossenen Räumen, 
# Möglichkeiten zum Verbot, die 
Herstellung demokratischer Zu- 
stände in den Heimatländern in 
Wort und Schrift in der BRD zu 
propagieren, 
# verstärkter Gebrauch der Ab- 
schiebung und die Ausweitung der 
Kompetenzen für Verfassungs- 
schutz und politische Polizei. 

Der US-Imperialismus intensiviert Kriegsverbrechen in Vietnam, weil seine impe- 

rialistische Politik in Südostasien gescheitert ist, denn der Sieg der Revolution in 

Vietnam läßt sich nicht aufhalten: Um so aggressiver werden jetzt die Kriegsan- 

strengungen der US-Regierung und ihrer Lakaien in Saigon. 

Auf persönliche Anordnung von 
Richard Nixon bombardieren acht- 
strahlige B-52-Fernbomber seit 
dem 10. April wieder die Demo- 
kratische Republik Vietnam und 
viele Teile in Süd-Vietnam. 

Bis zu 250 Kilometer fliegen die 
Bomberfestungen, die in Guam 
und Thailand stationiert sind, ins 

Landesinnere hinein und bringen 
Tod und Verderben über die nord- 
vietnamesische Bevölkerung (bis- 
her 1 Mill, getötete Zivilisten), wo- 
bei jede Maschine der US-lmpe- 
rialisten 30 Tonnen Sprengstoff 
abwirft. 

Vor der vietnamesischen Küste 
im Golf von Tonking kreuzt das 
stärkste Aufgebot der 7. US-Flot- 
te, um Vietnam vom Wasser aus 
mit Granaten und Sperrfeuer zu 
belegen. In den USA stehen die 
Flugzeugträger Midway und Sa- 
ratoga bereit, zum Kampfeinsatz 
nach Vietnam auszulaufen. 

'Damit oas strategisch wichtige 
Gebiet für den US-Imperialismus 
nicht verlorengeht, ist die US-Re- 
gierung dabei, aus Japan zusätz- 
liche Phantom-Kampfstaffeln nach 
Vietnam umzuverlegen. Skrupel- 

los werden auch in Südvietnam 
Städte und Landschaftsstriche in 
Bombentrichter und fruchtbare 
Gegenden mit chemischen Kampf- 
mitteln in tote Landschaften ver- 
wandelt. So wurde in den letzten 
Tagen zum Beispiel das Gebiet 
um die Provinzstadt An Loc (100 
km nördlich von Saigon) von B- 
52-Fernbombern zerpflückt, um 
vorrückende Volksstreitkräfte ab- 
zukapseln. Zur Unterstützung des 
reaktionärkorrupten UShörigen 
Marionettenregimes Thieu, kün- 
digte der Kriegsminister der USA 
Laird weitere Verstärkung der 
Luft- und Seestreitkräfte an. 

Um den Mißerfolg der imperia- 
listischen Politik der USA in Süd- 
ostasien zu überspielen, werden 
jetzt um so intensiver die Kriegs- 
maschinen wieder in Gang ge- 
setzt. Im amerikanischen Luftkrieg 
über Vietnam fiel bisher eine 
Bombenlast auf das kleine Land, 
die viermal so groß ist wie die im 
gesamten 2. Weltkrieg über dem 
pazifischen Kriegsschauplatz ab- 
geworfene (6,1 Millionen Tonnen 
Bomben!). 

Jede Minute eine Tonne: 
Bomben für Vietnam. 

Hochschule der „Privatwirtschaft" 
Das Betriebswirtschafts-Studium 
an deutschen Universitäten be- 
kommt Konkurrenz. In Frankfurt 
studieren derzeit am „Europäischen 
Institut für Unternehmensführung 
GmbH" 28 Schüler im ersten Se- 
mester. Sie bezahlen für ein vier- 
jähriges Studium von acht Seme- 
stern 12 400 DM. Unter dem Namen 
„European Business School" gibt es 

ähnliche Institute seit 1967 in Paris 
und seit 1969 in London. 

Dr. Klaus Evard, Direktor des 
neuen Instituts, hat folgende Ziele: 
„Die European Business School 
schließt eine Lücke, die alle Uni- 
versitäten bisher offenließen: Sie 
bildet qualifizierten, praxisreifen 
Führungsnachwuchs für multina- 
tionale Unternehmen aus." 

The army? 

That's me 

Mammtimrm 
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■—III 

Ihre militärische und technische 
Effizienz bewiesen auch die auto- 
matischen Waffensysteme. Kleine 
Sprengkörper in Knopfgröße zu 
Hunderttausenden über weite 
Landstriche abgeworfen explodie- 
ren bei Berührung mit starker 
Geräuschentwicklung und ein 
kompliziertes elektrisches System 
löst automatisch die totale Ver- 
nichtung durch Artillerie, Bomber 
und Kampfhubschrauber aus. Das 
ist die kapitalistische Verwertung 
kybernetischer Regelkreise, das 
ist die Automatisierung der 
Schlachtfelder — und hier fällt es 
leicht, die Bodentruppen abzu- 
ziehen. 

Tausende von Bauern schickt 
die herrschende wohlhabende 
Klasse Saigons in den Tod, um in 
der faulenden Sonne Amerikas 
weiterhin existieren zu können. 

Das Mitleid mit den massenhaft 
unschuldig Ermordeten in Viet- 
nam sollte niemals vergessen las- 
sen, daß die Garantie für einen 

Über Nordvietnam 
abgeschossener US-Pilot. 

dauerhaften Frieden in Südost- 
asien nur der endgültige Sieg 
über den US-Imperialismus ist. 

In Vietnam geht der US-Impe- 

rialismus der größten Niederlage 
seiner Geschichte entgegen, denn 
der Sieg der Revolution des viet- 
namesischen Volkes läßt sich 
nicht aufhalten; es sei denn durch 
Atombomben. 

Sieg im Volkskrieg!! 

Fachschaftsnachrichten 

Seite 3 

150 Jahre Unterdrückung 
in Griechenland 

Seite 5 

Revolutionäre Außenpolitik 

Seite 6 

Der Kampf der Nordiren 

Seite 7 

Roter Punkt im Knast 

Seite 8 

Roter-Punkt-Prozeß 

Freitag, 14. 4., 11.45 

Amtsgericht Bochum 

Zimmer 29 

Obwohl die Demonstrationen über 

ein Jahr zurückliegen, laufen die 

Prozesse gegen Beteiligte immer 

noch... Am Freitag geht es gegen 

zwei sogenannte Rädelsführer. 

Übt Solidarität! Kommt zum Prozeß! 
BOMBEN . . . 
für die Freiheit des Westens 
oder für die Freiheit der ölgesellschaften? 
A ber wo ist da der Unterschied? 
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Schon wieder 

Der BAFöG-Ärger 

hört nicht auf 

Im Akademischen Förderungswerk an der RUB scheint der 
Wurm zu sitzen. Denn wie soll man sich sonst die Tatsache er- 
klären, daß neuerdings Studenten der RUB Verzögerungen bei 
der Zahlung der jeweils fälligen Studienbeihilfe hinnehmen 
müssen bzw. ihr Geld überhaupt nicht zu sehen bekommen? 

Von den Leuten der Förderungs- 
abteilung werden solche Vorfälle 
als „Verwaltungsfehler" deklariert, 
die natürlich nicht im hiesigen Bü- 
ro sondern im Statistischen Lan- 
desamt in Düsseldorf gemacht wor- 
den sind. Der einzelne Student, des- 
sen Bedürftigkeit amtlich (in Form 
des Bewilligungsbescheides) bestä- 
tigt worden ist, geht leer aus, denn 
von den Phrasen, die man in der 
Förderungsabteilung zu hören be- 
kommt, kann er weder seinen Le- 
bensunterhalt bestreiten noch seine 
Miete und seine Bücher bezahlen. 

Bei Verwaltungsfehlern dieser 
Art handelt es sich nicht etwa um 
kleinere Versehen, wie es die Leute 
der Förderungsabteilung darzustel- 
len versuchen, sondern um Fehler, 
die die Existenz des Studenten ge- 

fährden können. Der einzige Weg, 
diese Misere zu beseitigen und un- 
sere berechtigten Forderungen 
durchzusetzen, besteht deshalb in 
einer Solidarisierung aller betroffe- 
nen Studenten, um notfalls den Weg 
über das Verwaltungsgericht be- 
schreiten und das Geld einklagen 
zu können. 

Wir sind gezwungen, diesen Weg 
einzuschlagen, denn offensichtlich 
scheint es die Leute der Förde- 
rungsabteilung nicht zu stören, ob 
einige von uns auf der Parkbank 
schlafen oder nicht. Treffpunkt für 
alle betroffenen und solidarischen 
Studenten: 

Montag, 17. 4., Bar. I, Zi. 2: 
Sozialberatung, Tel. Rainer Duhm, 
(Herne — 0 23 23) 6 02 23. 

Wehe, wenn sie Dich erwischen. 

SHB/SF-BOCHUM: 

Stärkt die 

sozialistische 

Fraktion im SHB 

Die Vorgänge im Bochumer SHB Ende des letzten Winter- 
semesters (Zurückziehen Renate Zimmermann-Eisel's aus dem 
ASIA und darauf folgender Rücktritt E. Adameits) sind in der 
Öffentlichkeit fälschlicherweise als eine politische Spaltung in- 
terpretiert worden und mit der Fraktionierung des SHB auf 
Bundesebene in die sogenannte Spartakusfraktion und die 
SOZIALISTISCHE FRAKTION (SHB/SF) in Verbindung gebracht 
worden. 

Nicht zuletzt schuld daran sind 
die zweideutigen Äußerungen der 
zurückgezogenen AStA-Mitglieder 
über eine Spaltung bzw. Abspal- 
tung im Bochumer SHB. Der Bo- 
chumer SHB erklärt hierzu nach- 
drücklich, daß sich die Fraktionie- 
rung des SHB auf Bundesebene 
keineswegs im Bochumer SHB 
nachvollzogen hat und daß die 
Querelen im Bochumer SHB hier- 
mit in keinem Zusammenhang ste- 
hen. 

Vielmehr steht der gesamte Bo- 
chumer SHB nach wie vor klar zur 
SOZIALISTISCHEN FRAKTION! 
Er identifiziert sich mit ihrer Po- 
litik und ihrer ansatzweise (z. B. 
in den Diskus-Materialien I) ent- 
wickelten theoretischen Perspekti- 
ve und Strategie. Der Bochumer 
SHB wird auch künftig die in der 
SOZIALISTISCHEN FRAKTION 
entstandenen Diskussionsansätze 
weiterentwickeln helfen und die 
Politik der SF mittragen. 

Die selbsterklärte Desaktivierung 
und Abspaltung zweier SHB-Mit- 
glieder (und damit praktisch Aus- 
tritt) aus dem Bochumer SHB vor 
dem Studentenparlament ändern 
diese Tatsache in keiner Weise. 

Zur Fortentwicklung der bereits 
erworbenen theoretischen Positio- 
nen wird der Bochumer SHB/SF 
im Sommersemester u.a. in einem 
Theorie-Seminar über das Le- 
ninsche Parteikonzept diskutieren. 

Alle interessierten Kommilitonen 
sind zur Mitarbeit im SHB/SF auf- 
gerufen. 

Stärkt die Basis der SOZIALI- 
STISCHEN FRAKTION:! 
SHB-Sitzung: Dienstags, 

18 Uhr, GC/7-31 
Theorie-Seminar: 

22./23. April 

INSTITUT FUR KONTAKTLINSEN 

^^spher 
Kleinstlinsen 

angenehm zu tragen 
unsichtbar • unzerbrechlich 

BRILLEN OLMAt 

SUDRING 20 

3x in Nähe der Uni 

SPARKASSE 
Querenburg, Im Westenfeld 22 Tel. 701015 

SPARKASSE 

Universität, Buscheystraße 132 Tel. 7016 74 

SPARKASSE 
Girondelle, Steinkuhlstraße 119 Tel. 7 39 72 

- in Ihrer Nähe - 

Neues AStA-Mitglied 

Der SHB/SF hat Anton Läszlö Ostfalk (bisher im Fach- 
schaftsrat Sozialwiss.) als neuen Fachschaftsreferenten 
Geisteswissenschaften in den AStA geschickt. Er wurde 
vom Studentenparlament gegen das Votum von R. Zim- 
mermann-Eisel, Eva Adameit und RCDS-Stimmen bestätigt. 

v :#% 

Er hatte schon immer die richtige Linie 

Rektor Glosse: 

,Sportlicher Ausgleich' 

Prof. Dr. Siegfried Grosse, neugewählter Rektor der Ruhr-Uni- 
versität, hat den Stein der Weisen für die bundesdeutschen 
Universitäten gefunden. In einem Interview mit den Ruhr-Nach- 
richten äußerte er sich über die RUB im besonderen und die 
westdeutschen Hochschulen im allgemeinen. 

So weiß er beispielsweise, daß 
Studenten, die „nicht aus einer aka- 
demischen Umgebung kommen", 
also deren Väter kein Hochschul- 
studium absolviert haben, besonde- 
ren „Leistungsehrgeiz" entwickeln 
und „eine ganz andere Einstellung 
zum Studium" mitbringen — was 
ganz verständlich ist, da ihre ma- 
terielle Situation (BAFöG, fehlende 
Unterstützung aus dem Elternhaus) 
sie schon dazu zwingt, ihr Studium 
möglichst schnell abzuschließen. 

Doch Grosse bedauert dies 
eigentlich, denn „daß ausschließlich 
gearbeitet wird" kommt ihm auch 
nicht ganz geheuer vor. Diese Stu- 
denten sollten sich einen Ausgleich 
suchen, doch nicht etwa den, zu 
versuchen, ihre beschissene Situa- 
tion zu verändern — das wäre ja 
auch zu politisch — nein, ein „Ge- 
gengewicht" wäre „zum Beispiel 
sportlicher Ausgleich und kulturel- 
le Anregung". Also, unterpriveli- 
gierte Studenten, hüpft und springt 
und geht auch mal ins Theater, 
aber denkt nur nicht an Klassen- 
kampf! 

Überhaupt ist diese ganze Un- 
ruhe sowieso nichts anderes „als 
ein Generationsproblem", und die 
ältere Generation, daß sind die Or- 
dinarien, die sich während langer 
Herrschaftszeit, ja geradezu „ein 
Leben lang Gedanken über For- 
schung und Lehre gemacht haben", 
folglich dürfen sie auch nicht „in 
die Minderheit gedrängt werden". 
Dann brauchen wir auch kein Ord- 
nungsrecht, allerdings, da Grosse 
das Strafgesetz nicht „für ausrei- 
chend" hält gegen „Meinungster- 
ror" und ähnliche Generationskon- 
flikte, ist „zumindest eine Fülle von 
Benutzungsordnungen für die 
Universität notwendig. Vielleicht 
aber ist doch wieder ein Ordnungs- 
recht notwendig, denn „hier ist al- 
lerdings auch die Frage, ob das mit 
der Benutzungsordnung allein zu 
schaffen ist". 

Sorgen wir alle gemeinsam dafür, 
daß dieser Rektor seine reaktionä- 
ren Vorstellungen an dieser Uni 
nicht durchsetzen kann! 

FETE 

in der alten Mensa 

Mittwoch, 26. 4. 1972 

mit den Gruppen 

Bobbys Children Faithful Breath 

Pentagon 

Veranst. Fachsch. Philosophie 

Führendes Haus in 
Western Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 

Rücklaufbestände 
der US-Armee 

VERKAUF 

H. PETERMANN 

Bochum - Kortumstraße 31 

Telefon 66939 

Beziehe Polstermöbel 
in Nebenarbeit 

(Mache u. a. Kissen u. Matratzen) 
K. H. Ramacher 

463 Bochum-Linden 
Dr.-C.-Otto-Straße 64 

Spitfire, Triumph 

Bj. 70, Cosmicfelgen etc., 
30 000 km gelaufen, 

für 5500,— DM zu verkaufen. 

Telefon: 2694 (Uni-Telefon) 

Studenten- 

Krankenversicherung? 

Aufgrund satzungsmäßiger Bedingungen ist es für 

eine Aufnahme in die TK nicht erforderlich, daß 

Studenten z. B. beschäftigt sind. Studenten 

technischer Fachrichtungen können Mitglieder 

werden, weil sie studieren! 

Für Studenten 

technischer 

Fachrichtungen 

Monats- 

Beitrag 

DM*) 

11 

längst geregelt 

durch 

TK-Mitgliedschaft 

*) für 2,— DM mehr ist die ganze Familie mitversichert. 

Die TECHNIKER-KRANKENKASSE ist die größte rein 

berufsständisch orientierte Angestellten-Krankenkasse. 

Über 600 000 Mitglieder. 

Geschäftsstellen in allen großen Städten. 

8000 ehrenamtliche Versichertenberater. 

Günstige Beiträge — nicht nur während des Studiums, 

sondern auch später im Berufsleben. 

Umfassender Versicherungsschutz. 

TK-Mitgliedschaft befreit von der DSKV-Pflichtversicherung. 

Informationsmaterial bei den TK-Geschäftsstellen oder 

beim AStA. 

Techniker-Krankenkasse 

Geschäftsstelle Bochum, Wittener Str. 72 

Telefon 300308/9 



Nummer 92 BOCHUMER STUDENTEN ZEITUNG Donnerstag, 13. April 1972 

Fetchschafis 

AQckrichieh 

Schon wieder einmal: 

Schwindel und Intrigen 

oder: Wie macht man reaktionäre Politik 

Ein Kabinettstückchen ganz besonderer Art zur Veralberung „demokratischer", universitärer 
Gremien leisteten sich unlängst die Ordinarien des Instituts für Geologie (Abt. XIII). 
Im WS 68/69 hatte besagtes Insti- 
tut eine Kommission zur Ausarbei- 
tung einer Dipl.-Prüfungs-Ordnung 
Geologie/Galäontologie gebildet. 
Diese Kommission war paritätisch 
besetzt (1/3 Stud., 1/3 Ass., 1/3 Ha- 
bilitierte). Es gehörte ihr kein Or- 
dinarius an, was für die Arbeit der 
Kommission von großem Nutzen 
War. So wurde eine Prüfungsord- 
nung ausgearbeitet, die man mit 
vielem guten Willen „studenten- 
freundlich" nennen konnte. Nennen 
Wir sie einmal die Prüfungsord- 
nung A. Sie durchlief die Abtei- 
lungsinstanzen (Institutsversamm- 
lung, Fakultät) und landete am 
Ende in der UKL (Universitäts- 
kommission für Lehre). 

Die chaotischen Verhältnisse auf 
Universitärer Gremienebene im 
Jahre 70 und 71 sind bekannt und 
Wurden hier nicht näher erläutert. 
In dieser Zeit blieben die Geolo- 
gie-Ordinairen nicht untätig. Die 
DPO wurde eigenmächtig mehr- 
mals in ihrem Sinne geändert und 
in Umlauf gebracht. Nennen wir es 
jetzt Prüfungsordnung B. Die Fas- 
sung A verschwand im Institut 
spurlos. 

Am 3. 11. 1971 stimmte die UKL 
mit formalen Änderungswünschen 
der DPO A zu. Das UP verabschie- 
dete diese Fassung (UP Drucksa- 
che HI/8) am 5. 1. 1972. Die Zu- 
stimmung des Senats erfolgte am 
20. 1. 72. Normalerweise hätte nun 
der Rektor dem Kultusminister un- 
verzüglich diese DPO A zur Ge- 
nehmigung vorlegen müssen. Nicht 
so in diesem Fall. Der Rektor bat 
das geologische Institut um drei 
Exemplare der DPO, und der ge- 
schäftsführende Direktor dieser 
Abteilung übersandte ihm natür- 
lich schleunigst drei Exemplare der 
DPO B, woraufhin der Rektor es 
ebenso natürlich vergaß, die DPO 

auf ihre Richtigkeit zu kontrollie- 
ren. So lag dem Minister die Or- 
dinarien-DPO vor. 

Die formalen Änderungswünsche 
der UKL nahmen jetzt die Ordina- 
rien der Geologen zum Anlaß in 
Zusammenhang mit der Fassung B 
eine DPO zu zimmern, die mit der 
ursprünglichen Fassung A allen- 
falls noch die Überschrift gemein- 
sam hatte. Dieses sollte dann auf 
der Fakultätssitzung vom 9. 2. 72 en 
bloc verabschiedet werden. Dieser 
ganze Schwindel fiel den Studenten 
der Abteilung erst am 8. 2. 72 auf. 

Berücksichtigen wir, daß am 9. 2. 
die Rektorwahl und gleichzeitig die 
Wahlen des Dekans der Abteilung 
XIII stattfanden, so wird die Über- 
rumpelungstaktik der Ordinarien 
klar. 

Auf der Fakultätssitzung vom 
9. 2. erklärte der geschäftsführende 
Rektor sehr nebensächlich, daß er 
aus Versehen die Fassung B dem 
Minister übersandt habe. 

In der nun folgenden von den 
Studentenvertretern geforderte 
Grundsatzdebatte stellten sich die 
Ordinarien auf den Standpunkt, 
daß die DPO ' B als Diskussions- 
grundlage für die von der UKL 
verlangten formalen Änderungen 
genommen werden müsse, weil die- 
se dem Minister vorläge. Gleichzei- 
tig gaben sie aber zu, daß das nur 
versehentlich geschehen sei und 
daß keine einzige universitäre In- 
stanz diese DPO bis jetzt behandelt 
habe. Nach einer mit Geschäftsord- 
nungstricks gespickten Debatte be- 
schloß die Fakultät dann doch, die 
DPO B aus Düsseldorf zurückzu- 
berufen. 

Dieses ganze Durcheinander 
konnte bis jetzt vielleicht noch als 
Versehen seitens des geologischen 
Instituts erklärt werden. Aber es 
kommt noch besser: 

Rektor und Universitätsparla- 
mentspräsident Gralher gaben 
schriftliche Zusagen, daß man in- 
zwischen das Mißverständnis ge- 
klärt habe und unverzüglich die 
richtige DPO (Fassung A) an den 
Minister gesandt habe. Außerdem 
sei „für die Zukunft ... dafür Sor- 
ge getragen, daß die vom Universi- 
tätsparlament verabschiedete Fas- 
sung der Promotionsordnungen (?) 
dem Minister vorgelegt werden." 
Wie schön! 

Zu erwarten war jetzt nur noch 
die Antwort des Ministers, die dann 

auch prompt kam. Allerdings war 
es keine Bestätigung der DPO, son- 
dern das Ministerium verlangte mit 
Schreiben vom 25. 2. 72 einige Än- 
derungen. 

Diese Änderungswünsche hatten 
nur einen kleinen Schönheitsfeh- 
ler: Sie bezogen sich auf Paragra- 
phen und Absätze, die in der DPO 
A gar nicht existieren, aber samt 
und sonders in der Fassung B. Von 
zwei Fassungen war im Schreiben 
überhaupt nicht die Rede, geschwei- 
ge dann von der richtigen. 

Überflüssig zu erwähnen, daß die 
Studentenvertreter das Schreiben 
des Ministeriums von dritter Seite 
erhielten und nicht vom geschäfts- 
führenden Direktor, der darüber- 
hinaus höchst unwillig reagierte, als 
man ihn darauf ansprach. 

Die Studenten werden die Ma- 
chenschaften seitens der Reaktio- 
näre, deren Auswirkungen noch 
nicht endgültig geklärt sind, nicht 
so einfach hinnehmen, sondern sich 
dagegen zu wehren wissen. 

Schaffe, schaffe 

.. . und nur nicht erholen 

Am 24. 3. verschickte Kanzler Seel an alle möglichen Stellen 
der Uni ein Rundschreiben, in dem aufgefordert wird, Matratzen 
und Polstermöbel aus den Räumen der Universität zu entfer- 
nen, da sie eine „akute Brandgefahr" darstellen sollen. Dies 
soll Ergebnis einer von der Feuerwehr der Stadt Bochum an- 
gestellten Untersuchung sein. 
Wie jedoch Nachforschungen bei 
dfer zuständigen Stelle der Bochu- 
mer Feuerwehr ergaben, beziehen 
sich deren Bedenken bezüglich der 
„Matratzen,lager" nur auf solche 
Matratzen und Polstermöbel, die 
direkt auf dem Boden liegen. Das 
bedeutet, daß normale Polstermö- 
bel nicht unter diese Reglung fal- 
len. 

Nun könnte man meinen, die Sa- 
che würde sich in den meisten Fäl- 
len von selbst erledigen, zumal 
Herr Seel auch schrieb, er würde 
den Sinn und Zweck solcher Räume 
(gem. sind die obigen Räume), 
kennen, müsse aber die feuerpoli- 
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zeilichen Bestimmungen einhalten. 
Ja man könnte meinen, es sei ein 
bedauerliches Versehen der Verwal- 
tung, resultierend aus einem unge- 
nauen Schriftwechsel mit der Feu- 
erwehr. 

Dies ist ein schwerer Fehlschluß. 
Denn z. B. wurden auch die Putz- 
frauen aufgefordert, die Tische und 
Stühle, die sie in ihre Nischen ge- 
stellt haben und die meist aus Uni- 
bestand sind, dort zu entfernen. 
Und diese Möbel stellen nun wahr- 
scheinlich keine „akute Brandge- 
fahr" dar, vielmehr dienen sie zur 
Erholung. 

Hier versucht man mit unsaube- 
ren Mitteln, jede Möglichkeit, sich 
innerhalb der Uni von der Arbeit 
zu erholen, zu liquidieren. Es soll 
wohl niemand auch nur auf den 
Gedanken kommen, in der Uni et- 
was anderes zu tun als zu arbeiten. 
Denn die Univerwaltung hat ja 
auch wohl nicht die Intention ge- 
habt, daß sich jemand in eines der 
„Kommunikationszentren" setzt, 
die in den Stauräumen der G-Ge- 
bäude wie Pilze aus dem Boden 
schießen ... 

Es kommt darauf an, die Univer- 
waltung an der Ausführung ihres 
perversen Unternehmens zu hin- 
dern, nämlich die Möbel abzutrans- 
portieren. Solidarisiert Euch gegen 
die verbiesterten Kalkköpfe in der 
Verwaltung. F. H. 

Hetze gegen 

Prof. Kesting? 
Läuft eine neue Hetze gegen den 
international bekannten Bochumer 
Soziologen H. Kesting (Bolschewis- 
mus ist Soziologie des Ostens, Bo- 
chum 1972) an? 

Wie der Nachrichtendienst der 
BSZ meldet, werfen ultralinksradi- 
kale Studenten dem Professor vor, 
er habe vor Ostern Diplomkandi- 
daten „besoffen" geprüft und dabei 
angeblich erklärt, die Konflikt- 
theorie sei in der Soziologie mit der 
Luftschlacht über England neu auf- 
gekommen. 

Die Vorwürfe werden noch ge- 
prüft. 

Allerdings ist auch in einschlä- 
gigen Kreisen bekannt, daß Prof. 
Kesting ein verehrter Freund des 
Alkohols ist. Doch angesichts der 
systematischen Hetze der ultra- 
linksradikalen Studenten gegen un- 
liebsame Professoren in ganz 
Deutschland sollte man die Kam- 
pagne nicht unterbewerten. 

Prof. Kesting wird sich im gan- 
zen Sommersemester in Korfu auf- 
halten. 

Wie der Nachrichtendienst weiter 
meldet, ist Prof. Kesting bereits in 
den Süden abgereist. Er gilt jedoch 
seither als verschollen. b. a: 

Das von der Studenten- 
werks-MV eingesetzte Ko- 
mitee zur Vergabe der Ein- 
zelzimmer in der Girondelle 
Nr. 6 wird seine Entschei- 
dung in einer Sitzung heute 
um 18.00 in der Baracke I, 

Zimmer 1, fällen. 

Die Sitzung ist öffentlich! 

Staatsanwaltschaft aktiv 

Als Osterüberraschung flatterten am Gründonnerstag beim 
AStA, bei BSZ-Redakteuren, und den Mitgliedern des Fach- 
schaftsrates SoWi (wieder einmal) blaue Briefchen der Staats- 
anwaltschaft Bochum in Sachen „Presseinhaltsdelikte" an. Ge- 
nau wissend, daß über die Osterfeiertage kaum jemand erreich- 
bar ist, sollte bis spätestens darauffolgenden Dienstag eine 
Stellungnahme der Beschuldigten vorliegen. 
Bei dem „Presseinhaltsdelikt" han- 
delt es sich um Äußerungen im 
„SoWi-Info" Nr. 2 u. 3 über die ach 
so honorigen Herren Lipp, Panko- 
ke, Landwehrmann, Kesting und 
Papalekas. Diese Äußerungen sol- 
len nach der bürgerlichen Rechts- 
ordnung Formalbeleidigungen dar- 
stellen. 

Außerdem geht es noch um eine 
Papalekas-Karikatur (SoW i-Info 
Nr. 2, Seite 2 und BSZ Nr. 78,) über 
die sich der Rechtsanwalt der Pa- 
palekas-Clique in einem Schrift- 
satz u. a. so ausließ: . . . Karikatur 
eines im Stehen kopulierenden 
Paares . . . und in die aus dem Ge- 
säß der Frau strömenden Bla- 
sen . . ." 

Nun ja, das ist die Auffassung der 
Papalektiker, die bei der Staatsan- 
waltschaft höchstpersönlich vor- 
stellig wurden, um fortschrittliche 
Studenten zu denunzieren. Es stellt 
sich nur die dumme Frage, warum 
die Papalektiker nicht privat kla- 
gen und warum die Staatsanwalt- 
schaft die Sache verfolgt, wo doch 
wegen angeblich beleidigenden 
Ausdrücken in einer studentischen 
abteilungsinternen Zeitung nie ein 
öffentliches Interesse bestehen 
kann. Leute wie Papalekas, Lipp, 
Pankoke, Landwehrmann usw. sind 
nicht dadurch berührt worden, daß 

sie mit angeblich beleidigenden 
Wörtern bedacht wurden. 

Nein, sie sind vielmehr dadurch 
an der Öffentlichkeit aufgefallen, 
weil endlich einmal die ganze In- 
trigenmauschelei und Schwindel- 
techniken der Personalpolitik und 
der Berufungsskandale an der Abt. 
SoWi ans Tageslicht gefördert wur- 
den, mit denen an der Abteilung 
SoWi die Wissenschaft mit den 
Füßen getreten wurde. 

Mit welchem Recht will man ein- 
zelnen Äußerungen, die über so 
skandalöse, hinterhältige Machen- 
schaften berichten, hinterher skan- 
dalösen bzw. beleidigenden Inhalt 
nachsagen? 

Wie soll man jemand beleidigen, 
der selbst eine Beleidigung der 
gesamten Wissenschaft darstellt. 
Papalekas ist eine Herausforderung 
und darum ist darauf geantwortet 
worden. 

Vielleicht soll mit diesen erneu- 
ten Ermittlungen der Staatsanwalt- 
schaft der Ärger über das Urteil 
im Zivilprozeß der Fachschaft ge- 
gen Papalekas „korrigiert" werden, 
das den Profs bei Androhung von 
Geld- und Haftstrafen verbietet, 
gewisse Äußerungen (Psychoterror, 
Morddrohung etc.) weiterhin zu 
verbreiten (siehe BS Nr. 91). b.a. 

Zum Ausschneiden: Laßt uns 1000 Geier kleben 

Minister deckt Papalekas! 
Der Minister für Wissenschaft und 
Forschung ist nicht bereit, die Be- 
mühungen der Studentenschaft der 
Abt. SoWi um die Dissertations- 
und Habilschrift von Papalekas zu 
unterstützen und beruft sich for- 
maljuristisch auf den Brief des 
Rektors Faillard vom 29. 12. 71, der 
lediglich die schon bekannten Pa- 
palekasschriften bestätigte. Wo die 
eventuell gar nicht vorhandenen 
Arbeiten liegen, wurde bewußt um- 
gangen. 

Mit Schreiben vom 29. Februar 72 
lehnte der Minister die Dienstauf- 
sichtsbeschwerde gegen Faillard ab 
und verwies die Studentenschaft 
erneut an die Universität Inns- 
bruck, die doch bereits schriftlich 
mitteilte, daß die Papalekas-Schrif- 
ten in Innsbruck nicht vorhanden 
sind. Die Fachschaft SoWi kann 
nun mit den vergeblichen Bemü- 
hungen im geschlossenen Kreis 
bürgerlich reaktionärer Bürokratie 
wieder von vorne anfangen. Doch 
eine solche Verarschung werden 
sich die Studenten nicht mehr län- 
ger gefallen lassen!! 

Obwohl der „Fall Papalekas" in- 
zwischen eine breite Öffentlichkeit 
erreicht hat und Minister Rau er- 
neut in einem Schreiben der Fach- 
schaft SoWi vom 8. 2. 72 aufgefor- 

dert wurde, von Papalekas gemäß 
§ 2 der VO vom 9. 12. 1968, NRW 
GVBL S. 430 den Nachweis der ord- 
nungsgemäßen Verleihung des Dok- 
tor-Titels durch Vorlage der Dis- 
sertation selbst zu führen, stellt 
sich das Wiss. Ministerium im Brief 
vom 29. Febr. 72 inhaltlich voll vor 
Papalekas. Jeder, der sich vor Pa- 
palekas auch nur noch eine Minute 
länger stellt, sollte sich im klaren 
sein, wen er da deckt: 

einen Wissenschaftler der in 
Nazi-Deutschland zu studieren be- 
gann, der von der faschistischen 
Obristen-Junta einen Ruf nach 
Athen erhielt, der nicht vor Intri- 
gen und reaktionärer Mauschelpoli- 
tik zurückschreckte, um seine Per- 
sonalpolitik an der Abt. SoWi 
durchzusetzen, der mit seinen 
Freunden die Wissenschaft mit den 
Füßen getreten hat, der fortschritt- 
liche Studenten bei der Staatsan- 
waltschaft denunzierte und sie in 
der Öffentlichkeit (siehe Presseer- 
klärung vom 7. 7. 71) mit nicht zu 
beweisenden Anschuldigungen 
(Morddrohung, Psychoterror etc.) zu 
kriminalisieren versuchte!! 

Der Kampf gegen die Papalektik, 
gegen die bürgerliche Ideologie und 
gegen die kapitalistische Hoch- 
schulgesetzgebung geht weiter!!! 

Alle Musikinstrumente, Klaviere, elektr. Orgeln, 

Noten, Gesangs- und Verstärkeranlagen 

Piano- und Musikhaus am Südring 

463 Bochum Südring 26 Telefon 1 48 21 

der nächste Sommer kommt bestimmt! 

Sichern Sie sich Ihren Platz an der Sonne durch baldige 
Buchung! 
Noch haben Sie die freie Wahl, ob Sie in Spanien, Jugo- 
slawien, Italien, Rumänien, Österreich, Skandinavien oder 
einem anderen Land sich sonnen, segeln, feiern, faulen- 
zen, flirten, schwimmen, reiten oder sonstwas machen 
wollen! 

Beratung und Buchung bei: 

Studenten-Reisedienst Bochum 

Lennershofstraße 66, Baracke 9 (hinter der alten Mensa) 
Tel. 71 39 80 und 7014 57 
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Brandt und Schah — 

Komplicen bei der Ausbeutung und 

Unterdrückung des Perser-Volkes 

Unmittelbar vor und nach dem Brandt-Besuch Anfang März sind im Iran 19 Patrioten hinge- 
richtet worden. Die Anklage behauptete, daß sie Marxisten - Leninisten seien und den Sturz 
des Schahregimes anstrebten. Die Angeklagten bekannten sich dazu und verlangten, nach der 
persischen Verfassung vor ein ordentliches Gericht gestellt zu werden. Sie protestierten gegen 
ihre Aburteilung durch ein Militärgericht. Unter dem Druck der Weltmeinung mußte das Regi- 
me einen Beobachter der Internationalen Menschenrechtskommission akzeptieren, doch wurde 
er nur ein einziges Mal in den Gerichtssaal gelassen. Als der Angeklagte Ahmad Sadeh be- 
merkte, daß sich im Gerichtssaal ausnahmsweise jemand befand, der nicht ein Angehöriger 
des faschistischen Geheimdienstes SAVAK war, riß er sich blitzschnell sein Hemd vom Körper. 
Auf dem Rücken waren deutliche Folterspuren zu sehen, denn der Revolutionär war von der 
SAVAK auf ein Eisenrost gelegt worden, unter dem ein Feuer brannte. Der französische Rechts- 
anwalt Albala erklärte später: „Ich muß zugeben, daß diese Spuren genauso aussahen, wie sie 
mir vorher von anderen Gefangenen beschrieben worden waren." 

Der ebenfalls angeklagte Bruder 
dieses Revolutionärs rief vor Ge- 
richt aus: „Ihr behauptet, hier gäbe 
es Freiheit, obwohl ich derart ge- 
schlagen worden bin, daß ich ohn- 
mächtig wurde. 40 meiner Genos- 
sen sind durch die Folter umge- 
bracht worden und können deshalb 
nicht vor dieses Gericht gestellt 
werden. Ihr fragt, warum wir Waf- 
fen tragen? Ich sah, daß schwerbe- 
waffnete Polizisten täglich in die 
Universität stürmten und uns nie- 
derschlugen. Das Todesurteil für 
uns steht ohnehin fest. Warum führt 
ihr dann dieses Theater hier auf?" 

Gruppe Technik 

übernimmt 

Auto-Reparaturarbeiten 

Tel.: 70 26 65 und 6 55 72 
Werkstatt vorhanden 

Markstr., Stinnes-Fanal-Tankstelle 

Wir suchen noch Mitglieder. 

Seit diesem Vorfall hat die per- 
sische Regierung erklärt, daß keine 
ausländischen Beobachter mehr zu 
politischen Prozessen zugelassen 
werden. 

Kurz nach der Ermordung dieser 
Brüder und der übrigen Revolutio- 
näre ist der „Friedensnobelpreis- 
träger" Willy Brandt nach Persien 
gefahren, um den Anteil des west- 
deutschen Imperialismus am persi- 
schen Kuchen zu vergrößern. Er 
wurde von der „deutschen Kolonie" 
in Teheran in Anzeigen herzlich 
begrüßt. Neben den reichen Boden- 

schätzen üben vor allem die billi- 
gen persischen Arbeitskräfte eine 
unwiderstehliche Anziehungskraft 
auf die Kapitalisten und ihre poli- 
tischen Helfershelfer aus. Der per- 
sische Ministerpräsident Hoveida 
erklärte wörtlich: 

„Im Iran findet die deutsche In- 
dustrie das vor, was sie sucht und 
braucht: Arbeitskräfte und einen 
günstigen Absatzmarkt, stabile po- 
litische Verhältnisse und eine ge- 
sunde Währung." 

Unter den Nutznießern dieser 
Annehmlichkeiten finden sich fast 
alle westdeutschen Konzerne, z. B. 
Siemens, Krupp, Degussa, Bayer, 
Thyssen, Mannesmann, Mercedes- 
Benz. 

Die BRD ist der größte Impor- 
teur Persiens. Auch erhält der Iran 
mit weitem Abstand den größten 
Posten, den die westdeutschen Im- 
perialisten an Militärhilfe für will- 
fähige Regimes bereit halten. Sie 
versuchen damit, in den Einflußbe- 
reich der USA, der Sowjetunion 
und Englands noch stärker einzu- 
dringen und ihre Konkurrenten 
aus dem Feld zu schlagen. Seit der 
Brandt-Reise werden verstärkt 
nicht nur Waffen für das faschisti- 
sche Schah-Regime zur Unterdrük- 
kung des Volkes geschickt, sondern 
auch diejenigen Perser, die sich in 
der BRD regimekritisch äußern, 
werden vermehrt bespitzelt und 
abgeschoben, um sie der Geheim- 
polizei SAVAK auszuliefern. 

Das persische Marionettenregime 
bekommt die Waffen auf Kredit 
zu hohen Zinssätzen von allen im- 
perialistischen Staaten, den USA, 
England, Frankreich, der Sowjet- 
union und BRD. Neben dem Profit 
für die Imperialisten und Sozialim- 
perialisten sollen die Waffen die 

Der gemeine persische Blutsauger 

(imperator persicus parasiticus) 

Presseerklärung 

Todesurteil gegen 

türkische Patrioten 

Die Todesurteile für drei Patrioten, Deniz Gezmis, Yusuf Asian 
und Hüseyin Inan, sind nach der Bestätigung des türkischen 
Staatspräsidenten im Amtsblatt veröffentlicht worden. Die Ur- 
teile sind am 28. 3. 72 der Staatsanwaltschaft zur Vollstreckung 
übergeben worden. 
Die Republikanische Volkspartei 
(CHP) hat sofort nach der Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt bei dem 
Verfassungsgericht Klage einge- 
reicht. Jedoch hat der Militärbe- 
fehlshaber von Ankara erklärt, daß 
das Urteil des Verfassungsgerichts 
nicht abgewartet wird. 

Die Protestbewegung gegen die 
Todesurteile geht im In- und Aus- 
land weiter. In der Türkei wurde 
dem Vorsitzenden der Republika- 
nischen Volkspartie Inönü eine Er- 
klärung mit 20 000 Unterschriften, 
darunter Professoren, Parlamenta- 
rier, Richter, prominente Künstler 
und andere Persönlichkeiten über- 
geben, in der er aufgefordert wur- 
de, sich für die Verhinderung der 
Vollstreckung der Todesurteile ein- 
zusetzen. Die Regierungen Däne- 
marks, Belgiens, Schwedens, Nor- 
wegens, Österreichs und der 
Schweiz, haben in Ankara um die 
Aufhebung der Urteile nachgesucht. 

Es gilt die Vollstreckung der Ur- 
teile zu verhindern. Wenn diese 
drei Hinrichtungen durch den 
Druck der demokratischen Öffent- 
lichkeit nicht verhindert werden 
können, ist zu befürchten, daß noch 

andere Hinrichtungen folgen. Be- 
reits jetzt sind weitere 22 Todesur- 
teile gefällt worden. Gegen 30 Per- 
sonen, für die auch die Todesstrafe 
beantragt worden ist, laufen noch 
die Prozesse. 

In München wurde am 28. 3. 1972 
um 22 Uhr ein Hungerstreik ge- 
startet, um gegen die Todesurteile 
zu protestieren. An dem Streik 
nehmen neben türkischen Arbei- 
tern und Studenten auch griechi- 
sche und iranische Studenten teil. 
Er wird von einem hierzu gegrün- 
deten Komitee getragen. Die Strei- 
kenden fordern: 
1. daß die Todesurteile für Deniz 
Gezmis, Yusuf Asian und Hüseyin 
Inan aufgehoben werden und 
2. daß die Todesstrafe in der Tür- 
kei abgeschafft wird. 

Wir rufen alle Demokraten auf, 
sich gegen die Todesurteile des Mi- 
litärregimes in der Türkei zu wen- 
den. 

Komitee für den Hungerstreik 
8 München 23 
Leopoldstraße 15 
Studentenwerk 
Tel.: 38 86 216 

Stabilität der Terrorherrschaft si- 
chern. 

Fünf Jahre währte die Unter- 
drückung des Aufstandes der Bau- 
ern in der Südpersischen Region 
Fars. Die Dörfer wurden bombar- 
diert, ihre Stammesoberhäupter er- 
hängt und 1967 schließlich ganze 
Dörfer vernichtet. 

Trotz aller Unterdrückung hat 
der Widerstand des persischen Vol- 
kes gegen die Imperialisten nie 
aufgehört. Die revisionistische Ent- 
artung der Tudor-Partei hat zwar 
eine zeitlang Verwirrung in den 
Reihen der Revolutionäre gestiftet. 
Aber im Kampf gegen Imperialis- 
mus und Revisionismus ist die re- 
volutionäre Volksbewegung er- 
starkt. 

Der bewaffnete Kampf für die 
Befreiung hat begonnen. Noch wer- 
den die Kämpfe erst an einigen 
Stellen geführt, aber das Volk steht 
hinter den Revolutionären. 

Das Regime des Shah wird un- 
sicher, es schlägt immer brutaler zu 
und sucht verzweifelt Unterstüt- 
zung bei seinen imperialistischen 
Herren. Die revolutionäre Gewalt 
der Volksmassen wird über den fa- 
schistischen Terror siegen! 

DRITTE WELT J 

Kramer Verlag 
1 Berlin 44, Rollbergstr. 67 
Die TEXTE ZUR KLASSEN- 
ANALYSE sind ein Versuch, 
Rolle und Kampfform des Pro- 
letariats unter den Bedingun- 
gen des hochentwickelten Kapi- 
talismus aufzuzeigen. Die Dar- 
stellungen, Analysen und politi- 
schen Konsequenzen beziehen 
sich auf die besonders in 
Italien, Frankreich und ansatz- 
weise auch in der Bundes- 
republik stattfindenden prole- 
tarischen Kämpfe , die in ihrer 
Radikalität und in ihren poli- 
tisch-ökonomischen Forderun- 
gen neue Kampfformen andeu- 
ten. Klassenbewußtsein und 
Klassenkampf, Spontaneität 
und Ansätze zur Selbstorgani- 
sation weisen auf eine „neue" 
Arbeiterklasse hin, die in ihrem 
antikapitalistischen Kampf 
gegenüber der „alten" Arbeiter- 
klasse veränderte Kampf- 
formen anwendet. 
Die notwendige Auseinander- 
setzung mit dem Problem der 
Klassenanalyse ist besonders 
dort von äußerster Wichtigkeit, 
wo betriebsbezogene, praktisch 
politische Arbeit gemacht wer- 
den soll und auch schon ge- 
macht wird. Denn nur die kon- 
krete Kenntnis von den tat- 
sächlich stattfindenden Klas- 
senkämpfen, ihren Methoden, 
Denkansätzen und Zielen wird 
es ermöglichen, nicht auf den 
traditionellen Vorstellungen 
unbeweglich zu verharren. 
Die Texte der vier vorliegenden 
Bände (teilweise erstmals aus 
dem französischen und italieni- 
schen) wollen zum Verständnis 
der heutigen Situation 
beitragen. 
TEXTE ZUR 
KLASSENANALYSE 
Bd. 1 Klassenanalyse 
Inhalt: M. Bridier: Neue Arbeiter- 
klasse oder neue Bourgeoisie?; 
S. Mallet: Die neue Arbeiter- 
klasse des Mai 1968; A. Gorz: 
Weder Bolschewik noch Ge- 
werkschaftler; H. Marcuse: Per- 
spektiven des Sozialismus in 
der Industriegesellschaft 
216 Seiten Preis 7,— DM 
Bd. 2 Arbeiterkontrolle, 
Streiks, Klassenanalyse 
Inhalt: S. Mallet: Streiks für die 
Arbeiterkontrolle; L. Basso: 
Sozialismus in der Industriege- 
sellschaft; S. Mallet: Arbeiter- 
kontrolle, Partei und Gewerk- 
schaft; M. Vester: Die Arbeit- 
nehmer in der sozialistischen 
Strategie. 
216 Seiten Preis: 8,— DM 
Bd. 3 Thesen zur 
Arbeiterkontrolle 
Inhalt: A. Touraine: Klassen- 
kampf und soziale Krise; 
L. Libertini: 7 Thesen zur Ar- 
beiterkontrolle; R. Panzieri 
96 Seiten Preis: 4,— DM 
Bd. 4 Partei u. Revolution 
Inhalt: P. Mattick: Probleme der 
neuen Arbeiterklasse; 
A. Pannekoek: Partei und Ge- 
werkschaft - 5 Thesen über den 
Kampf der Arbeiterklasse 
gegen den Kapitalismus; 
W. Huhn: Zur Lehre von der 
revolutionären Partei 
160 Seiten Preis: 7,— DM 

Deutsche Erstausgabe 

Staatlichkeit 

und Anarchie 
Michael Bakunin 
ca. 300 Seiten 
Preis 15,— DM 
„Darüber hinaus scheint mir eine 
vollständige englische und deutsche 
Ausgabe von Bakunins Buch nicht 
nur für die Marxologie im engeren 
Sinne interessant, sondern auch 
politisch höchst aktuell. Je mehr ich 
mich damit beschäftige desto mehr 
scheint es mir, daß Bakunin die 
meisten Entwicklungen, die bei den 
heutigen Revolutionen auftreten, viel 
klarer vorausgesehen hat als Marx. 
Sein Buch gehört insofern direkt ?u 
den Voraussetzungen einer Theorie 
der modernen Revolution." (Karl 
Korsch an R. Rosdolsky, 1. 6. 1951). 
Das Buch Bakunins, von dem Korsch 
so begeistert schreibt, ist 
STAATLICHKEIT UND ANARCHIE. 
1873 in Genf auf russisch erschienen, 
war es das erste größere Werk von 
Bakunin, das zu seinen Lebzeiten 
herauskam. Neben einigen russischen 
Neuauflagen Im Verlauf der 
Revolutionen von 1905 und 1917, die 
auf die praktische Relevanz des 
Werkes für den damaligen Klassen- 
kampf verweisen, kam es 1929 noch zu 
einer spanischen Ausgabe, die vom 
Bakunln-Biographen Max Nettlau 
besorgt wurde, und 1965 zu einer 
französischen Ausgabe v. A. Lehning. 
Der Plan von Karl Korsch, STAAT- 
LICHKEIT UND ANARCHIE herauszu- 
geben, ließ sich nicht mehr realisieren. 
So kam es, daß Bakunins Hauptwerk 
STAATLICHKEIT UND ANARCHIE den 
deutschen Lesern lediglich in einigen 
kurzen Auszügen bekannt wurde, die 
Karl Marx 1874 im Zusammenhang mit 
den Auseinandersetzungen innerhalb 
der I. Internationale exzerpierte. (Vgl. 
Karl Marx, Konspekt von Bakunins 
STAATLICHKEIT UND ANARCHIE, 
MEW 18, S. 659 ff.) Diese kurzen 
Auszüge von Marx vermitteln jedoch 
eher die Berechtigung von Bakunins 
Kritik am AUTORITÄREN KOMMUNIS- 
MUS der Marxisten, als daß sie eine 
Auskunft über die weitgespannte 
Problematik und den Diskussions- 
rahmen des ANTIAUTORITÄREN 
KOMMUNISMUS d. Anarchisten geben. 
So wird die Herausgabe des voll- 
ständigen Textes von Bakunin, die 
sich u. a. an der 1965 erschienenen 
französischen Ausgabe orientiert, 
einen umfassenden Überblick darüber 
geben, wie Bakunin zu den damals 
und auch heute zentralen Fragen der 
Strategie und Taktik der revolutionären 
Bewegung Stellung bezieht: 
ROLLE DES REVOLUTIONÄREN 
SUBJEKTS IN DER GESCHICHTE 
PROLETARISCHER 
INTERNATIONALISMUS 
VOLKSKRIEG U. VOLKSREVOLUTION 
KRITIK AM STAATSKAPITALISMUS 
UND STAATSSOZIALISMUS 
POLITISCHE UND SOZIALE 
REVOLUTION 
DEKLASSIERTE INTELLIGENZ UND 
LUMPENPROLETARIAT 
BAUERNREVOLUTION UND REVO- 
LUTION IN INDUSTRIELÄNDERN 
RÄTEBEWEGUNG GEGEN 
PARTEIDIKTATUR 
ABSTERBEN ODER ZERSTÖRUNG 
DES STAATES 
„Das mit dem Rätegedanken bei 
Bakunin zum Beispiel war mir längst 
bekannt und ebenso, daß die ganze 
linke Bewegung in der sozialdemo- 
kratischen und kommunistischen 
Partei und zu revolutionären Zeiten 
auch die Massen immer von Bakunins 
Schlagworten und Gedanken gelebt 
haben." (Korsch an Rosdolsky, 
12. 8. 1951) 
In einem ausführlichen Vorwort wird 
die Marx'sche Rezeption von STAAT- 
LICHKEIT UND ANARCHIE analysiert 
und der historische Bezugsrahmen 
zum Werk und den Auseinander- 
setzungen zwischen Marxisten und 
Anarchisten dargestellt. Außerdem 
wird der Versuch gemacht, die 
Aktualität Bakunins für die heutige 
revolutionäre Bewegung aufzuzeigen. 
Als Anhang wird der Marx'sche 
Konspekt von 1874 und einige Brief- 
auszüge von Bakunin, Herzen, Orga- 
rljow, Engels und Marx abgedruckt. 
Aus finanziellen und drucktechnischen 
Gründen unternimmt der Verlag eine 
SUBSKRIPTION des Werkes. Inter- 
essierte Buchhandlungen, Bibliotheken, 
Institute und Arbeltsgruppen etc. 
bestellen bei 
Karin Kramer Verlag 
1 Berlin 44, Postfach 106 

Die TEXTE ZUR KLASSEN- 
ANALYSE sind ein Versuch, 
Rolle und Kampfform des Pro- 
letariats unter den Bedingun- 
gen des hochentwickelten Kapi- 
talismus aufzuzeigen. Die Dar- 
stellungen, Analysen und politi- 
schen Konsequenzen beziehen 
sich auf die besonders in 
Italien, Frankreich und ansatz- 
weise auch in der Bundes- 
republik stattfindenden prole- 
tarischen Kämpfe, die in ihrer 
Radikalität und in ihren poli- 
tisch-ökonomischen Forderun- 
gen neue Kampfformen andeu- 
ten. Klassenbewußtsein und 
Klassenkampf, Spontaneität 
und Ansätze zur Selbstorgani- 
sation weisen auf eine „neue" 
Arbeiterklasse hin, die in ihrem 
antikapitalistischen Kampf 
gegenüber der „alten" Arbeiter- 

klasse veränderte Kampf- 
formen anwendet. 
Die notwendige Auseinander- 
setzung mit dem Problem der 
Klassenanalyse ist besonders 
dort von äußerster Wichtigkeit, 
wo betriebsbezogene, praktisch 
politische Arbeit gemacht wer- 
den soll und auch schon ge- 
macht wird. Denn nur die kon- 
krete Kenntnis von den tat- 
sächlich stattfindenden Klas- 
senkämpfen, ihren Methoden, 
Denkansätzen und Zielen wird 
es ermöglichen, nicht auf den 
traditionellen Vorstellungen 
unbeweglich zu verharren. 
Die Texte der vier vorliegenden 
Bände (teilweise erstmals aus 
dem französischen und italieni- 
schen) wollen zum Verständnis 
der heutigen Situation 
beitragen. 

TEXTE ZUR KLASSENANALYSE 

Bd. 1 Klassenanalyse 
Inhalt: M. Bridier: Neue Arbeiter- 
klasse oder neue Bourgeoisie?; 
S. Mallet: Die neue Arbeiter- 
klasse des Mai 1968; A. Gorz: 
Weder Bolschewik noch Ge- 
werkschaftler; H. Marcuse: Per- 
spektiven des Sozialismus in 
der Industriegesellschaft 
216 Seiten Preis: 7,— DM 

Bd. 2 Arbeiterkontrolle, 
Streiks, Klassenanalyse 
Inhalt: S. Mallet: Streiks für die 
Arbeiterkontrolle; L. Basso: 
Sozialismus in der Industriege- 
sellschaft; S. Mallet: Arbeiter- 
kontrolle, Partei und Gewerk- 
schaft; M. Vester: Die Arbeit- 
nehmer in der sozialistischen 
Strategie. 
216 Seiten Preis: 8,— DM 

Bd. 3 Thesen zur 
Arbeiterkontrolle 
Inhalt: A. Touraine: Klassen- 
kampf und soziale Krise; 
L. Libertini: 7 Thesen zur Ar- 
beiterkontrolle; R. Panzieri 
96 Seiten Preis: 4,— DM 
Bd. 4 Partei u. Revolution 
Inhalt: P. Mattick: Probleme der 
neuen Arbeiterklasse; 
A. Pannekoek; Partei und Ge- 
werkschaft - 5 Thesen über den 
Kampf der Arbeiterklasse 
gegen den Kapitalismus; 
W. Huhn: Zur Lehre von der 
revolutionären Partei 
160 Seiten Preis: 7,— DM 

Kramer Verlag 
1 Berlin 44, Rollbergstr. 67 

Unsere Bücher sind erhältlich bei: POLITISCHE BUCH- 
HANDLUNG, 463 Bochum, Overbergstraße 5. 
Ebenfalls „883"; überregionales Informationsorgan der re- 
volutionären anarchistischen Vereinigung „883-REVOLU- 
TIONÄREN AKTION" 

Für eine revolutionäre Einheitsfront an der RUBI!! 

883 REVOLUTIONÄRE 

SIN BOCHUM 

Proseminar (Philos.) 030038 GA 3/143 
Für Sympathisanten: INFORMATIONSTERMIN 18.4., 
13.00 Uhr Fachschaft Philosophie 
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Organisation der ERE zusammen- 
geschlossen haben, offensichtlich 
ohne aus den verhängnisvollen hi- 
storischen Fehlern gelernt zu ha- 
ben, sind die folgenden: 

1) PAM (Patriotische Front) ge- 
tragen von der KPG, die sich 1958 
in einen „russischen" und „italie- 
nischen" Flügel gespalten hat, und 
der EDA; 

ausgehend von einer Theorie der 
nationalen griechischen Bourgeoisie 
verfolgt sie das Ziel einer „natio- 
nalen demokratischen Verände- 
rung", die in Zusammenarbeit mit 
allen bürgerlichen Parteien in 
einer breiten demokratischen Front 
zum „friedlichen Übergang in den 
Sozialismus" führen soll. Dieser So- 

Fortsetzung auf Seite 8 
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150 Jahre Unterdrückung in Griechenland 

Aspekte zum 5. Jahrestag des Obristenfaschismus in Athen 

PARTEIEN 
1) EDA (Vereinigte Demokratische 
Linke, in der Nachfolge der verbo- 
tenen KPG) 

Die Kommunistische Partei, wie 
die EDA, hat bisher noch jedesmal 
versagt, wenn es darum ging, eine 
mögliche Machtübernahme des ar- 
beitenden griechischen Volkes vor- 
zubereiten, einzuleiten und durch- 
zuführen. 

1936, als die Klassenkämpfe 
einen Höhepunkt erreichten und 
die Arbeiterbewegung mit der brei- 
ten solidarischen Front unter- 
drückter Bauern und Kleinbürger 
eine beachtliche Stärke erreicht 

konnten, und die Beherrschten 
nicht darauf vorbereitet waren, sel- 
ber die Machtfrage zu stellen." 

Angesichts der Lage einiger hun- 
derttausend griechischer Gastarbei- 
ter in der BRD, die gekennzeichnet 
ist durch ein perfektes System 
wirtschaftlicher Ausbeutung und 
politischen Terrors (der Einfluß 
griechischer Faschisten hört in 
Deutschland nicht auf, sondern 
reicht über bestallte Spitzel der 
Regierung in den Arbeitsämtern, 
politischer Erpressung durch die 
Konsulate, Überwachung am Ar- 
beitsplatz, falls überhaupt, dann 
Erziehung der Kinder durch grie- 
chische faschistische Lehrer, De- 
monstrations- und Organisations- 
verbote, mehrfach erwiesene Zu- 
sammenarbeit deutscher und grie- 
chischer Behörden im Falle der für 
beide Teile unerwünschten-wider- 
ständischen Griechen etc.). 

Angesichts auch der verbalen, 
reaktionären bis verlogenen Kraft- 
akte griechischer, europäischer und 
amerikanischer (Ex-)Politiker, Li- 
teraten, Künstler und Journalisten, 
die jahrzehntelang an der Auf- 
rechterhaltung des staatlichen Un- 
terdrückungs- und Ausbeutungs- 
apparates mitgewirkt haben und 
deren „Widerstand" hauptsächlich 
im Beharren auf ihrer Machtlegi- 
timation und im antikommunisti- 
schen Anbiedern an europäische 
und amerikanische kapitalistische 
Institutionen besteht. 

Angesichts dieser Faktoren ist 
es umso notwendiger, die Frage 
nach Ziel und Strategie für ein 
„befreites Griechenland" durch 
eben diese parteilichen Wider- 
standsgruppen zu stellen. 

Die zwei Hauptgruppen, die sich 
jedoch im Frühjahr 1971 mit der 

Während die Bundesregierung im Begriff steht, ein Ausländergesetz zur Knebelung der grundlegenden Rechte von „Gastarbeitern" durchzusetzen, während 
Meiina Mercouri „sich erinnert" und bedauert, ihren Vater nicht selbst in Athen begraben zu können, während King Ko(ng)stas (Konstantin II.) für die Olym- 
piade Segeln übt, das Goethe-Institut in Athen sich um die „Freiheit der Kunst" bemüht und Grass vor einer intellektuellen Oppositionsgruppe sehr eige- 
ner Art spektakuläre Reden gegen den „Faschismus" (= Kommunismus) hält, während sich also zum fünften Mal die „nationale, christlich-griechische „Be- 
freiung" vom 21. 4. 67 jährt (Chr. Papalekas kann vom 20. 4. — einem prominenten Geburtstag — gleich bis zum 21. durchfeiern) und die ganze „freie, west- 
liche" Welt einschließlich aller „demokratischen" Parlamentarier sich wortstark über „die Knebelung der grundlegende Rechte" (s. o.) entrüstet, während die 
freie Stimme Europas und Amerikas ihre öffentliche Pflichtübung gegen den (von ihnen eingeleiteten und kontrollierten) „bedauerlichen Unfall" ableistet, 
ist es für uns wichtig, aus der allgemeinen Vernebelung und Verschleierung einige grundsätzliche Aspekte, die auch uns selber angehen am „Fall Grie- 
chenland" zu zeigen. 

So nahm sie dem Volk nach und 
nach die ihm zunächst zugestande- 
nen Rechte und gestand der Oli- 
garchie und dem Hof in demselben 
Maße Rechte wieder zu. Die Regie- 
rung wurde dennoch durch einige 
Reformen, die den bis dahin herr- 
schenden Terror in einem für Grie- 
chenland unbekannten Maße lok- 
kerten, recht populär. 

Sie scheiterte jedoch, wie Veni- 
zelos, an der Ziel- und Konzeptlo- 
sigkeit der Partei, die sowohl die 
monopolkapitalistischen Interessen 
(z. B. durch Mavros, Direktor der 
Nationalbank) als auch wirtschaft- 
liche Reformbestrebungen (z. B. 
durch A. Papandreou) repräsentier- 
te. Die erzwungene Abdankung 
G. Papendreous im Jahre 1965 mo- 
bilisierte noch einmal die Massen, 
führte aber, wie die Krise vor 1936, 
direkt zum Putsch von 1967. 

3) ERE (National-Radikale Union) 
nach dem Tod von Papagos, von 
1955-1963 unter Führung von Ka- 
ramanlis an der Regierung. 

Ihre Herrschaft unterschied sich, 
bis auf die formale Parlamentari- 
sierung, in nichts von der vorausge- 
gangener und nachfolgender faschi- 
stischer Regime. Karamanlis ist der 
griechische Strauß. Deportationen, 
KZ's, Wahlfälschungen, Wahlterror, 
Unterdrückung und Knebelung je- 
der Art von Opposition, Verfolgung 
der Kommunisten auf der einen 
Seite, weitere Monopolisierung und 
Amerikanisierung der Wirtschaft 
im Gefolge einer unglaublichen 
Ausbeutung der proletarisierten 
Bevölkerungsschichten kennzeich- 
nen diese Jahre. 

Trotz allen faschistischen Terrors 
erstarkte eine radikalisierte breite 
Opposition, so daß es nach der 
spektakulären Mordaffaire des 
EDA-Abgeordneten Lambrakis (die 
den Inhalt für den Film „Z" liefert) 
zum Sturz der Regierung kam. 

Insgesamt läßt sich demnach die 
Situation jener Jahre auf folgenden 
Nenner bringen. 
— Bankrott der Herrschaftsinsti- 

tutionen, die den Zusammenhalt 
der herrschenden Klasse ge- 
währleisten sollte. 

— eine unter dem Druck auslän- 
dischen Kapitals und der eige- 
nen Widersprüche gespaltene 
bürgerliche Klasse 

— eine sich radikalisierende Mas- 
senbewegung von Arbeitern, 
Bauern und Kleinbürgern mit 
dem Charakter einer Klassen- 
koalition, die jedoch von einer 
linken Partei (EDA) nicht orga- 
nisiert geführt werden konnte 

— ein faschistischer Polizei- und 
Militärapparat nebst einem voll 
ausgebauten Agentennetz des 
amerikanischen Imperialismus, 
der alles, vom Heer über den Si- 
cherheitsdienst, amerikanisches 
und einheimisches Kapital, die 
Parteien bis hin zu einzelnen fa- 
schistischen Organisationen 
kontrollieren konnte (und kann) 

— die zunehmende Bedeutung 
Griechenlands als Bollwerk des 
wirtschaftlichen und militäri- 
schen Imperialismus Amerikas. 

„Widerstand" und Widerstand 

Da, wie gezeigt, die Interessen 
der herrschenden Klasse Griechen- 
lands mit denen der ausländischen 
Imperialisten — hier also Ameri- 
kas — zusammenfielen, und sich 
die griechische Bourgeoisie, wenn 
ihre Kapital- und Herrschaftsinte- 
ressen ernsthaft gefährdet waren, 
bisher noch immer durch die Er- 
richtung einer faschistischen Dikta- 
tur zu retten wußte, ist der, nach 
einem Natoplan durchgeführte, 
Obristenputsch nichts Neues und 
nur folgerichtig im historischen 
Zusammenhang. 

Den ganzen bürgerlichen Partei- 
apparat trifft durch seine vergan- 
gene und gegenwärtige Politik die 
Schuld an diesem Coup, der nur 
gelingen konnte, „weil die Herr- 
schenden nicht mehr regieren 

Deutsche Polizei führt griechische Antifaschisten ab 

Kompradorenbourgeoisie mit der al- 
ten Oligarchie gegen das revoltie- 
rende Proletariat und Bauerntum 
erstarrte die „bürgerliche Revolu- 
tion" bereits in ihren ersten An- 
sätzen. 

Die gemeinsame Furcht des „na- 
tionalen" Bürgertums und der Oli- 
garchie vor dem Machtanspruch der 
unterdrückten Massen war stärker 
als die zwischen ihnen selbst be- 
stehenden Gegensätze und führte 
in entscheidenden Momenten des 
potentiellen Umsturzes zum Klas- 
senbündnis gegen Bauern und Pro- 
letariat, in dem die Interessen der 
Oligarchie dominieren konnten. 

Bezeichnenderweise wurde unter 
Venizelos der seitdem beibehaltene 
Ausbau des Polizeiapparates, der 
paramilitärischen Organisationen 
unternommen, sowie das erste De- 
portationsgesetz erlassen und die 
Ersten KZ's errichtet. 
Die Interessen der Herrschenden 
fielen grundsätzlich zusammen mit 
den imperialistischen Vorstellungen 
Englands, das „stabile Verhältnis- 
se" in seiner Halbkolonie Griechen- 
land wünschte. So konnte 1936, 
nachdem die Volksfrontpolitik der 
KPG gescheitert war, mit Hilfe 
Englnds die faschistische Diktatur 
Metaxas errichtet werden. 

Erst in der Phase des äußeren 
Angriffs durch Hitler-Deutschland 
konnte sich Griechenland von dem 
inneren Faschismus befreien. Eine 
starke Widerstandsbewegung ent- 
stand, die sich der Kontrolle der 
Engländer immer mehr entzog. 

Der Volksfrontcharakter dieser 
hauptsächlich von den Kommuni- 
sten getragenen Bewegung, ihr aus- 
schließlich antifaschistisches Pro- 
gramm im Zusammengehen mit 
den bürgerlichen Parteien führte 
über die Regierung einer „nationa- 
len Einheit" wiederum zur Zer- 
schlagung der sozialistischen und 
kommunistischen Massenorganisa- 
tionen und zum Bürgerkrieg, der 
dem Land wieder den alten Macht- 
apparat aufzwang. Die Bündnis- 
herrschaft von Ausland, Oligarchie 
und Bourgeoisie existierte weiter. 

Zwar waren die letzteren ent- 
kräftet, doch unternahm, es Eng- 
land und später Amerika, sie in 
dem Maße, wie es ihnen nötig 
schien, wieder entscheidend zu 
stärken. Mit der von den Amerika- 
nern eingesetzten „parlamentari- 
schen" Diktatur Papagos, der sich 
bereits unter Metaxas hervorgetan 
hatte, war der Anschluß an die 
Vorkriegszustände nahtlos herge- 
stellt und der Weg zu einem neuen 
Faschismus von 1967 vorgezeichnet. 

Vom kapitalistischen Ausland in den Faschismus getrieben 

Solidarität mit dem griechischen 
Widerstand, einem effektiven, nicht 
dem, der von ehemaligen Direkto- 
ren der Nationalbank „geleistet"' 
wird, kann nur durch die Analyse 
seiner spezifischen Situation ver- 
mittelt werden, seiner 
POLITISCHEN, ÖKONOMISCHEN 
UND KLASSENMASSIGEN VOR- 
AUSSETZUNGEN 

Die politische Entwicklung Grie- 
chenlands ist im wesentlichen be- 
stimmt durch die mehr oder min- 
der geglückte Durchsetzung und 
Wahrnehmung der kapitalistischen, 
imperialistischen Interessen der je- 
weils führenden ausländischen 
Mächte im Bündnis mit seiner eige- 
nen Bourgeoisie, deren Herrschafts- 
apparat selbst den Charakter einer 
kolonialistischen Fremdherrschaft 
trägt. 

zwungene ausländische Monarchen 
(Bayern und Dänen) einerseits und 
die griechischen Feudalherren an- 
dererseits. Daran änderte auch eine 
sogenannte bürgerliche Revolution 
nichts, die 1911 von den Liberalen 
unter Venizelos eingeleitet wurde. 
Großgrundbesitzer wurden durch 
großzügige Abfindungen zu Kapita- 
listen, Grundbesitz zu Finanzkapi- 
tal, die aufsteigende bürgerliche 
Klasse gewann an politischer und 
ökonomischer Bedeutung, während 
die Bauern weiter verarmten, da 
die „Agrarreform" nur eine 
Scheinlösung darstellte, da die so 
erreichte Landeszersplitterung die 
Bauern trotz formaler Unabhängig- 
keit lediglich proletarisierte. 

Die griechische Bourgeoisie blieb 
jedoch im wesentlichen merkantil 
und behielt ihre direkte Abhängig- 

Die Köpfe enthaupteter kommunistischer Partisanen 

Das ist nicht erst seit dem 
21. April 1967 so, wo sich diese 
Tatsache allerdings besonders deut- 
lich offenbarte, sondern läßt sich 
konsequent seit der „Befreiung" 
von vierhundert j ähriger Türken- 
herrschaft bis heute nachweisen. 
Die ursprünglich mit der nationa- 
len Erhebung gekoppelte soziale 
Revolution wurde von vornherein 
durch die oligarchische Clique der 
größtenteils „ausländischen" Grie- 
chen und ehemaligen Türkenkolla- 
borateure (Fanarioten) in Gemein- 
samkeit mit den Bestrebungen der 
europäischen Schutzmächte unter- 
drückt, so daß lediglich die eine 
Fremdherrschaft durch eine andere, 
verbunden mit einer noch schärfe- 
ren Ausbeutung, ersetzt wurde. 

Die politische Situation wurde 
bestimmt durch eingesetzte, aufge- 

keit von den politischen und wirt- 
schaftlichen Interessen des Auslan- 
des bei, so daß sich keine eigen- 
ständige Industrie, somit auch kein 
ausgesprochenes Industrieproleta- 
riat bilden konnte. 

Die 1918 gegründete Kommuni- 
stische Partei gewann dennoch 
rasch unter dem, wenn auch gerin- 
gen, Industrieproletariat, den Bau- 
ern und dem Stadtproletariat Ein- 
fluß. Die Klassenkämpfe verschärf- 
ten sich in demselben Maße wie die 
Klassengegensätze. Zwar wurden 
von der Bourgeoisie Reformversu- 
che gegen die herrschende Oligar- 
chie in Richtung auf eine bürger- 
lich-liberale Alternative unternom- 
men, durch den Zusammenschluß 
jedoch der ausschließlich auf die 
Erhaltung ihrer Stellung bedachten, 
nach wie vor fremdabhängigen 

Was nun folgte, war die Zwangs- 
integration Griechenlands in das 
imperialistische Lager, der Ausbau 
„privater Initiative" zur Entwick- 
lung des griechischen Kapitalismus. 
Bei der offenen Invasion ausländi- 
schen Finanzkapitals in Händen 
zweier großer Bankkomplexe, die 
jede Art privater und staatlicher 
Investition kontrollierten, kam es 
zur institutionalisierten Unterent- 
wicklung und zur weiteren parasi- 
tären Aufblähung des Bürgertums 
als einer kompradorischen Vermitt- 
ler- und Händlerbourgeoisie. 

Auf der anderen Seite konnte 
sich der griechische Staat den not- 
wendigen Ausbau der Infrastruk- 
tur nur durch erhöhte Ausbeutung 
des Proletariats, der Bauern und 
des Kleinbürgertums leisten, um so 
gleichzeitig auch die Lage des durch 
Auslandskapital gefährdeten hei- 
mischen Kapitals zu „verbessern". 

Direkte Folge war der Assoziie- 
rungsvertrag mit der EWG, als 
endgültige Unterwerfung Grie- 
chenlands unter das kapitalistische 
Europa und Hintertür amerikani- 
schen Kapitals für die EWG. 

Gleichzeitig mit der steigenden 
Aggressivität des amerikanischen 
Imperialismus, für den Griechen- 
land als Stützpunkt unentbehrlich 
geworden war, verstärkte sich die 
Radikalisierung der unterdrückten 
und ausgebeuteten Schichten; der 
permanent verarmenden und prole- 
tarisierten Bauern und städtischen 
Kleinbürger und der kontinuier- 
lich härter ausgebeuteten Arbeiter. 
In diesem Zusammenhang ist es 
nicht ganz unwichtig, einen kurzen 
Blick auf die Rolle der heute im 
„Widerstand" befindlichen politi- 
schen Parteien zu werfen. 

hatte, verspielte sie durch ihr Pro- 
gramm „bürgerlich-demokratischer 
Veränderung" und die Zusammen- 
arbeit mit den beiden großen bür- 
gerlichen Parteien (Liberale und 
Royalisten) den politischen Macht- 
anspruch und ermöglichte so die 
mit Hilfe der Reaktion und Eng- 
lands errichtete Diktatur Metaxas. 

1944, ging die kommunistische 
Widerstandsbewegung, die als 
Volksbewegung die Macht praktisch 
schon in den Händen hatte, durch 
die politische Richtungslosigkeit 
der KP, die bewußt eine soziali- 
stische Umwandlung des Landes 
ausklammerte und teilweise mit 
der Reaktion und dem britischen 
Imperialismus zusammenarbeitete, 
trotz der ungeheuren Erfolge wäh- 
rend der Naziokkupation in einem 
nutzlosen Bürgerkrieg unter und 
ermöglichte den verdeckten Nach- 
kriegsfaschismus und die amerika- 
nische Kolonialisierung. 

1965, als sich wiederum eine 
starke Klassenfront gegen die Herr- 
schaft der Bourgeoisie, den Staat 
und die Monopole gebildet hatte, 
und sich sowohl die Staatskrise wie 
der Coup einer Militärjunta ab- 
zeichnete, verzichtete die kommu- 
nistische Führung (EDA) noch ein- 

mal auf den möglichen revolutio- 
nären Umsturz und hintertrieb ihn, 
indem sie offen davor warnte und 
parlamentarische Wahlen empfahl. 
Die EDA hat auf Grund ihrer 
Verstrickung in das bürgerlich par- 
lamentarische System, ihrer zag- 
haften und kleinbürgerlichen Poli- 
tik, ihrer Abhängigkeit von der il- 
legalen Auslands-KP in der Nach- 
kriegsgeschichte mehr die Rolle 
eines bürgerlichen Buhmanns ge- 
spielt, der entscheidende Möglich- 
keiten nicht zur revolutionären Ini- 
tiative sondern zur Aufrechterhal- 
tung von Ruhe und Ordnung ge- 
nutzt hat. 

2) ZU (Zentrums-Union), die 
1963-1965 an die Macht gelangte 
und unter G. Papandreou ihren 
„unnachgiebigen Kampf" (gegen 
rechts und links) einleitete. 

Die sozialdemokratisch orientier- 
te Zentrumsunion, ohne konkrete 
Ausrichtung, als Sammelbecken der 
bürgerlichen Opposition mit Unter- 
stützung Kennedys gebildet, wollte 
die „bürgerlich-demokratische Lö- 
sung", die einerseits in der Ablö- 
sung der bankrotten Rechten, an- 
dererseits in der Spaltung der Lin- 
ken und Trennung von ihrer Mas- 
senbasis bestand. 
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Verrät die chinesische KP 

die Revolution? 

Ein Diskussionsbeitrag zu Chinas revolutionärer Außenpolitik 

Die Diskussion darüber, ob die chinesische Führung unter Mao Tse-tung und Tschou En-lai 
richtig handelte, als sie den US-Präsidenten Nixon in Peking empfing, ebbt zwar schon fast wieder 
ab. Gerade aber, weil bei vielen fortschrittlichen Kommilitonen Fragen und Zweifel geblieben 
sind, hält es der KSB/ML auch jetzt für angebracht, einiges klarzustellen, was die bürgerliche 
Presse absichtlich falsch dargestellt hat, was aber andere linke Genossen wohl nicht besser 
wußten und worüber sie deshalb Spekulationen anstellten. Besonders deshalb schreiben wir 
diesen Artikel, weil es- allen fortschrittlichen Menschen — auch in der BRD — nicht gleichgültig 
sein kann, ob die chinesische Führung revolutionär oder konterrevolutionär handelt. Ist doch je- 
der Sieg, sei er militärisch oder diplomatisch, der gegen den Feind aller Völker, den US-lmpe- 
rialismus, errungen wird, ein Sieg auch für all diejenigen, die unter der mehr oder minder star- 
ken Abhängigkeit der Herrschaft der USA stehen. 

Die Fragestellungen und Argumen- 
te gegen die Nixon-Reise sind un- 
terschiedlich. Die offenen Reaktio- 
näre sehen das Treffen von Pe- 
king als einen diplomatischen Akt 
von gleicher Qualität an, als wenn 
sich Brandt mit Kossigyn, Pompi- 
dou mit Heath trifft, als Gesprächs- 
runde der großen Herrscher, die ja 
doch — so die methaphysischen 
Totalitarismus-Theoretiker — ob 
rechts, ob links, alle gleich sind. 
(Derartige Theorien sind auf Uni- 
Ebene exemplarisch z. B. in jenem 
Contrapunkt-Artikel vertreten, in 
denen — nach einer vorausgesetz- 
ten Revolution — die ehemals ex- 
trem rechten Herrscher nun als 
linke Volkstribunen dargestellt 
werden)' 

Dann sind da die D„K"P-Revisio- 
nisten, die zwar einerseits in Wor- 
ten den Sozialismus preisen (vor- 
ausgesetz, er widerspricht nicht all- 
zusehr dem Grundgesetz) — ande- 
rerseits aber für die Komplotte des 
SU-Imperialismus Partei ergreifen, 
indem sie den Einmarsch in die 
CSSR hochjubeln, als 1968 die einen 
Revisionisten (Breschnew und Co.) 
den anderen Revisionisten (Dubcek, 
Sik) wie das so ist mit (schein-)so- 
zialistischer Freundschaft „halfen"; 
indem sie die Unterstützung der 
UdSSR für den Rogers-Plan im 
Nahen Osten als „Tat für den Frie- 
den" preisen, der die Aufteilung 
der Region zu Ungunsten des pa- 
lästinensischen Volkes bei gleich- 
zeitiger Liquidierung der Befrei- 
ungskämpfer beinhaltet. — Die 
DKP nun läßt z. B. in ihrer Zei- 
tung UZ einen Arbeiter die heuch- 
lerische Frage stellen: „Sind die 
Imperialisten nicht mehr die Fein- 
de der VR China?" und bezichtigt 
die „Mao-Gruppe" des „Großmacht- 
Chauvinismus". 

Nicht ernsthaft auseinanderzu- 
setzen braucht man sich wohl mit 
den Argumenten der Bild-Zeitung, 
die glaubte, daß Nixon nur deshalb 
nach China eingeladen wurde, weil 
Maos Frau sich nach dem Broad- 
way und nach Hollywood sehne. 
Die Frage also steht: Wie hält es 
die chinesische Führung bei ihrer 
Außenpolitik mit der Wahrung re- 
volutionärer Prinzipien? Gehen wir 
der Reihe nach vor: 

Wenn die Staatsmänner der ver- 
schiedenen kapitalistischen Länder 
miteinander verhandeln, vertreten 
sie dabei die Interessen der Kapi- 
talistenklasse ihres Landes: Ein an- 
schauliches Beispiel sind die EWG- 
Verhandlungen. In den USA gibt es 
riesige Konzerne, die durch Han- 
delsabsprachen sämtliche Konkur- 
renten auszuschalten versuchen. 
Der VW-Konzern ist der größte in 
Europa, aber erst der 15-größte der 
Welt — nach den amerikanischen. 
Die Kapitalisten in den westeuro- 
päischen Staaten haben deshalb be- 
schlossen, sich gegen die Konkur- 
renz aus den USA zusammenzu- 
schließen, sie haben die EWG ge- 
gründet. Was ist aber für die Be- 
völkerung der Länder bei diesem 
Handel herausgekommen? 

Weiterhin gibt es hier wirtschaft- 
liche Unsicherheit, Preise steigen, 
Arbeitslosigkeit, die einzelnen 
Menschen haben nirgendwo mehr 
Einfluß bekommen. Bauern und 
Fischer verlieren sogar vollständig 
ihre Existenzgrundlage. Das sind 
die Praktiken unserer Staatsmän- 
ner. 

Nicht anders machen-es jedoch- 
die Führer der ehemals, sozialisti- 
schen, jetzt kapitalistischen Länder. 
Am 25. 7. 1962 wurde in Moskau 
das sog. Kernwaffenabkommen 
zwischen den USA, Großbritannien 
und der UdSSR geschlossen. Die 
Führer dieser Länder priesen es als" 
„große Tat für den Weltfrieden", 
in Wirklichkeit machten sie unter- 
einander aus, daß nur sie Kern- 
waffen besitzen dürfen, biesen Be- 
sitz nutzen sie jetzt aus, um- klei- 
neren Ländern zu drohen, wenn 
diese sich gegen die Vormachtstel- 
lung der großen wehren wollen. So 
haben die USA schon mehrfach er- 
wogen, in Vietnam Atomwaffen 
einzusetzen. 

Ein weiteres übles Beispiel ist 
der Moskauer Vertrag zwischen der 
BRD und der UdSSR. Der revisio- 
nistische Führer Breschnew scherte, 
sich einen Deut um die Interessen 
der Menschen in der DDR, er ging- 
nach dem Motto vor: Bis zur Gren- 
ze der BRD reicht mein Einflußbe- 
reich, da bin ich König. Man sieht: 
Wenn die Staatsmänner solcher 
Länder Verhandlungen führen, sei- 
en es die Bosse der kapitalistischen 
Konzerne im Westen oder die neue 
Kapitalistenklasse in den Ostblock- 
staaten, vertreten sie dabei nicht 

die Interessen der Bevölkerung 
oder die der mit ihnen befreunde- 
ten Länder, sondern die ihrer eige- 
nen Klasse. 

Dazu in völligem Widerspruch 
steht die Art und Weise, wie die 
VR China ihre Beziehungen zu an- 
deren Ländern regelt. 
Das ist zunächst die selbstlose Un- 
terstützung für alle Völker, die um 
ihre Befreiung kämpfen. Die VR 
China unterstützt 
# in Worten und Taten — mit 
Waffen und ideologisch die Be- 
freiungsbewegungen in Afrika, La- 
teinamerika und Asien und 
# zahlt hohe, zum allergrößten 
Teil zinslos Kredite an viele zur 
Zeit noch unterdrückte Völker, um 
ihnen bei ihrer Entwicklung zu hel- 
fen. 

Die USA und die UdSSR verlei- 
hen zwar auch Gelder an diese Län- 
der, wollen es aber mit hohen Zin- 
sen zurückhaben, um sie in neue 
politische und wirtschaftliche Ab- 
hängigkeit zu bringen. In der UNO, 
wo seit einem halben Jahr die VR 
China vertreten ist, läßt sich auch 
ihr Delegierter Huang Hua gar 
nicht auf die Schachereien der 
Großmächte ein, sondern entlarvt 
bei jeder Gelegenheit die Taten der 
US- und SU-Imperialisten. 

Immer wieder bestärkt die VR 
China die unterdrückten Menschen 
in aller Welt, für ihre Freiheit zu 
kämpfen. In vielen Zeitungen 
konnten wir z. B. das Kommuni- 

que lesen, das Nixon und Tschou 
En-lai am Ende des Besuches her- 
ausgaben. Darin steht unmißver- 
ständlich: „Von chinesischer Seite 
wurde festgestellt; Wo Unterdrük- 
kung herrscht, gibt es Widerstand. 
Staaten wünschen Unabhängigkeit, 
Nationen wünschen Befreiung. 
Völker wünschen Revolution. Dies 
ist zu einem Trend der Geschichte 
geworden, dem man nicht widerste- 
hen kann. Alle Nationen, groß oder 
klein, sollten gleich sein. Große Na- 
tionen sollten die kleinen nicht ty- 
rannisieren, und starke Nationen 
sollten die schwachen nicht tyran- 
nisieren. China wird nie eine Su- 
permacht sein, und es lehnt Hege- 
monie wie Machtpolitik jeder Art 
ab. — Die chinesische Seite hat 
festgestellt, daß sie den Kampf un- 
terdrückter Völker und Nationen 
für Freiheit und Befreiung unter- 
stützt und daß die Völker aller Län- 
der das Recht haben, ihre Unab- 
hängigkeit, Souveränität und terri- 
toriale Integrität, zu sichern und 
ausländische Aggression, Einmi- 
schung, Kontrolle und Subversion 
abzuwehren. Alle ausländischen 
Truppen sollten in ihre Heimatge- 
biete zurückgezogen werden." 

Ein solches Kommunique un- 
terscheidet sich nun auch in der 
Form — im Inhalt ohnehin — von 
solchen, die nach Unterredungen 
bürgerlicher (und revisionistischer) 
Politiker untereinander veröffent- 
licht werden. Dort bestätigt man 
sich große Einigkeit, bestärkt sich 
gegenseitig in der großen Verant- 
wortung. Ein besonders anschau- 
liches Beispiel hierfür ist das Kom- 
munique von Camp David nach 
dem Treffen Eisenhower-Chrust- 
schow 1959. Ganz anders die chine- 
sischen Politiker. Sie haben durch- 
gesetzt, daß im Kommunique nach- 
einander der Standpunkt der USA 
und dann der VR China geschildert 
wird, denn sie sind unvereinbar, 
eben weil es zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus keine wesensmäßi- 
gen Gemeinsamkeiten gibt. 

Kommt nun ein Vertreter eines 
um seine Freiheit kämpfenden 
Landes selbst nach China, z. B. eine 
führende Persönlichkeit Nord Viet- 
nams, so wird er von den chinesi- 
schen Politikern äußerst freundlich 
begrüßt, sie umarmen einander, wie 
Freunde es eben tun. Am Straßen- 
rand stehen Hunderttausende von 
Menschen und winken mit Fähn- 
chen. Sie jubeln dem Gast zu, weil 
sie als Menschen eines sozialisti- 
schen Landes sich natürlich freuen, 
und es begrüßen, wenn andere Na- 
tionen gegen ihre Unterdrücker 

aufstehen. 1970 unterstützte die VR 
China das vietnamesische Volk mit 
200 Mio. Dollar bei seinem gerech- 
ten Krieg gegen die amerikanischen 
Aggressoren. Auch der rumänische 
Staatschef Caucescou wurde kürz- 
lich vom chinesischen Volk freudig 
begrüßt. Sein Land bekam Militär- 
hilfe zugesagt, weil ihm seitens der 
UdSSR seit langem die gleiche In- 
vasion droht, wie sie 1968 gegen die 
CSSR geschah. 

Völlig anders war allein schon 
das äußere Bild als Nixon in Pe- 
king einfuhr: Nur förmliche Be- 
grüßung auf dem Flugplatz, keine 
winkenden Menschen am Straßen- 
rand, denn Nixon kommt nicht als 
Freund sondern als Feind. Ihm als 
Präsident eines imperialistischen 
Landes werden die chinesischen 
Kommunisten natürlich niemals ir- 
gendwelche Unterstützung zusagen. 
Mit Ländern wie den USA werden 
diplomatische Beziehungen nach 
den Prinzipien der friedlichen Ko- 
existenz geregelt, d. h., man versi- 
chert einander, daß man sich nicht 
gegenseitig angreift, sich nicht in 
die Angelegenheiten des anderen 
Landes einmischt. Das heißt nicht, 
daß Kommunisten Illussionen dar- 
über hätten, daß sich die Imperia- 
listen an solche Abkommen halten 
würden. 
Doch wie sieht heute die Lage der 
VR China aus? Nach wie vor ist 
dort — in völligem Gegensatz zu 
Ländern wie USA, BRD, UdSSR 

die Arbeiterklasse wirklieh an der 
Macht. In zahllosen Versammlun- 
gen und Diskussionen beraten und 
beschließen die Menschen über die 
Vorschläge und Beschlüsse der Füh- 
rung des Landes, der kommunisti- 
schen Partei. Diskussionen und 
Schulungen über den Marxismus- 
Leninismus und die Theorien Mao- 
Tsetungs gehören zu jeder Schicht, 
werden wie die Arbeitszeit bezahlt. 

„Dem Volke Dienen!" — diese 
Parole trägt der Ministerpräsident 
Tschou en Lai nicht nur am Jacket, 
sondern sie ist für alle Funktionä- 
re verpflichtend. Studenten und 
Professoren genießen keine Son- 
derrechte, sie müssen von Zeit zu 
Zeit in der Produktion mithelfen, 
es gibt keine großen Einkommens- 
unterschiede, auch Mao wohnt nur 
in einer kleinen Wohnung. Heute 
verdienen die Arbeiter bei gleich- 
bleibenden Preisen 50 Prozent mehr 
Lohn als noch 1952, die Kosten für 
Miete, Strom und Wasser machen 
nur 5 Prozent eines Familienein- 
kommens aus. Es gibt keine Ar- 
beitslosigkeit, Gesundheitsfürsorge 
ist kostenlos. 

So sieht es konkret aus, wenn 
das Volk wirklich an der Macht ist, 
das heißt Diktatur des Proletariats. 

Diese Diktatur des Proletariats 
gegen alle Angriffe von innen und 
außen zu verteidigen und zu festi- 
gen ist das oberste Ziel und die 
Pflicht der Führer der KP Chinas. 
Deshalb wurde 1966-68 eine große 
Kampagne gegen Leute wie den 
ehemaligen Staatspräsidenten Liu- 
Schao Tschi entfacht, die dadurch, 
daß sie das Land von der UdSSR 
wirtschaftlich abhängig machen 
wollten, daß sie für Fabrikvorstände 
höhere Löhne und Privilegien vor- 
schlugen den Kapitalismus durch 
die Hintertür wieder einführen 
wollten. Diese Kampagne war die 
sog. Kulturrevolution, ihr Ergebnis 
war die Festigung der Macht der 
Arbeiterklasse unter der Führugn 
von Mao Tse Tung. Und damit eine 
derartige Gefahr nicht wieder auf- 
kommen kann, werden die Men- 
schen in China mit den Gedanken 
Maos täglich vertraut gemacht. Ge- 
nauso übrigens werden alle Chine- 
sen über den Nixon-Besuch aufge- 
klärt, man erläutert ihnen die Zie- 
le dieser Diplomatie. 

Doch nicht nur durch Verräter an 
der Revolution von innen, sondern 
auch durch kriegslüsterne Feinede 
von außen ist die VR China be- 
droht. Da sind einmal die USA, die 
ihre Bomben in Nordvietnam sehr 
häufig nahe an der Grenze zu Chi- 
na abgeworfen haben, die im nahen 

Japan, in Südkorea und auf Taiwan 
Raketen stationiert haben, die ge- 
gen das chinesische Festland gerich- 
tet sind. Den Führern der USA ist 
das kommunistische China schon 
lange ein Dorn im Auge. Sie wis- 
sen genau, daß viele kleine Na- 
tionen, daß die Völker in Vietnam, 
Laos und Kambodscha nur deshalb 
so erfolgreich gegen die USA 
kämpfen können und jetzt wohl 
zum endgültigen Angriff angetre- 
ten sind, weil sie von China unter- 
stützt werden. 

Auf der anderen Seite sind an 
den Grenzen Chinas mittlerweile 
45 Divisionen, d. h., 1,5 Millionen 
sowjetische Soldaten aufmarschiert 
die zum Teil mit Atomwaffen aus- 
gerüstet sind. Die Führer der 
UdSSR sind nervös geworden, weil 
China erklärt hat, daß die großen 
Mächte die kleinen nicht bevor- 
munden dürfen, weil China z. B. 
dem rumänischen Präsidenten ver- 
sichert hat, daß es die Auflehnung 
des rumänischen Volkes gegen den 
Willen Breschnews unterstützt, weil 
die KP Chinas bekanntgegeben hat, 
daß 1970 die polnischen Arbeiter 
völlig zu Recht gegen ihre verräte- 
rische Führung unter Gomulka auf- 
gestanden sind. 

Das alles sehen die Führer der 
UdSSR nicht gern, weil auch sie 
eines Tages durch einen Aufstand 
im eigenen Land entmachtet wer- 
den könnten, wenn nämlich die Ar- 
beiterklasse der Sowjetunion jene 
Verhältnisse wieder herstellen wird, 
die seit der Oktoberrevolution 1917 
bis zu Stalins Tod geherrscht ha- 
ben: die Diktatur des Proletariats 
auch in der Sowjetunion. 

Wie wehrt sich nun China gegen 
diese vielseitigen Angriffsvorberei- 
tungen von außen? Das wichtigste 
ist, daß das Volk selbst bewaffnet 
bleibt und sich auf den Kriegsfall 
vorbereitet. Das andere sind eben 
die Verhandlungen mit den USA: 
Die amerikanischen Invasionen ha- 
ben in Südostasien eine totale Nie- 
derlage erlitten. Gerade in diesen 
Tagen hat die vietnamesische 
Volksbefreiungsarmee zum entschei- 
denden Schlag ausgeholt. Die Ma- 
rionettenregierung Thieu gerät in 
wilde Panik und mußte sofort eine 
scharfe Pressezensur verhängen, 
damit nur ja ihre Schlappe nicht 
bekanntgemacht wird. Die ameri- 
kanischen Soldaten werden von Tag 
zu Tag mehr demoralisiert. In den 
USA selbst herrscht eine sich im- 
mer mehr verschärfende Wirt- 
schaftskrise. (7,6 Mill. Arbeitslose). 
In einem solchen Moment empfin- 
gen Mao und Tschou Nixon in Pe- 
king. Der Präsident der Demokra- 
tischen Republik Korea, Kim II 
Sung kommentiert völlig zu recht 
„Die Fahrt Nixons nach Peking ist 
die Fahrt eines Geschlagenen." 

Die chinesischen Kommunisten 
forderten von dem amerikanischen 
Präsidenten den Abzug aller Trup- 
pen aus Südostasien. Nixon ließ 
daraufhin in das Kommunique 
schreiben: „Die Vereinigten Staaten 
unterstreichen, daß die Völker In- 
dochinas Gelegenheit haben sollten, 
frei von fremder Einmischung über 
ihre Zukunft zu entscheiden. Als 
Hauptziel haben die Vereinigten 
Staaten eine Verhandlungslösung 
betrachtet." 

Auf dieses Wort wird man nun 
Nixon immer wieder festlegen 
können und daran seine Ernsthaf- 
tigkeit prüfen können. Außerdem 
verlangte Tschou, daß sich die Ame- 
rikaner von der Insel Taiwan zu- 
rückziehen, die eigentlich zum Ge- 
biet der chinesischen Volksrepublik 
gehört. Auch in diesem Punkt 
machte Nixon Zugeständnisse. Im 
Kommunique steht: „Die Vereinig- 
ten Staaten erkennen an, daß die 
Chinesen auf beiden Seiten der 
Straße von Taiwan festhalten, daß 
es nur ein China gibt und Taiwan 
ein Teil davon ist." 

Natürlich machen sich die Chine- 
sen keine Illusionen über die Fried- 
fertigkeit des amerikanischen Prä- 
sidenten. Noch während des Besu- 
ches mußte der chinesische Außen- 
minister energisch über die fortge- 
setzten Bombenabwürfe der Ame- 
rikaner über Nordvietnam prote- 
stieren. Die Chinesen haben Nixon 
in Peking die Möglichkeit gegeben, 
wichtige Zugeständnisse zu ma- 
chen. Sie haben ihn in aller Form, 
aber ohne besondere Freundlich- 
keit empfangen. Sie sind jedoch in 
der Sache, in der Unterstützung der 
Revolution in aller Welt, hart und 
kompromißlos geblieben. Jeder- 
mann in aller Welt kann das Kom- 
munique von Shanghai lesen, wo 
eindeutig und unmißverständlich 
steht: „Völker wünschen die Revo- 
lution. Dies ist zu einem Trend der 
Geschichte geworden." 

Das straft die Berichte der bür- 
gerlichen und revisionistischen 
Presse Lügen, die von einem „fried- 
lichen" Mao reden, der der Revo- 
lution ade gesagt hat. Jedermann 
konnte die Fernsehaufnahme se- 
hen, wo Nixon durch menschenlee- 
re Straßen nach Peking einfuhr. 
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Die letzten größeren militärischen 
Aktionen der I.R.A. lagen lange 
zurück: die gescheiterte Kampagne 
an der Grenze zwischen Nord-Ir- 
land und der Republik fand in den 
50er Jahren statt. Daraus ging eine 
I.R.A. hervor, die von diesem Zeit- 
punkt an eine gewaltlose Politik 
verfolgte und ihre Hauptaufgabe in 
der Verbreitung marxistischen Ge- 
dankengutes in der irischen Arbei- 
terklasse sah. 

Seit 1965 geriet die Sinn Fein, 
deren militärischer Arm die I.R.A. 
ist, unter immer größer werdenden 
Einfluß der revisionistischen Kom- 
munistischen Partei Irlands. Der 
militärische Aspekt des Befreiungs- 
kampfes in Nord-Irland wurde so 
sehr vernachlässigt, daß im August 
1969 die Straßen in den katholi- 
schen Arbeitervierteln Belfasts 
praktisch ohne Schutz waren. Die 
Sinn Fein-Führung in Dublin 
schien aus diesen Ereignissen nichts 
gelernt zu haben, obwohl aufge- 
brachte Menschenmengen Steine 
in die Fenster ihres Hauptquartiers 
warfen, und hielt an der Politik der 
Zurückhaltung und an dem Primat 
des sozialen Engagements in den 
Elendsvierteln fest. 

Nach diesen Vorfällen spaltete 
sich die Republikanische Bewegung 
in zwei Lager: die „PROVISIONAL" 
I.R.A. mit dem Hauptquartier ihrer 
Partei in der Lower Kevin Street 
und die „OFFICIAL" I.R.A., deren 
Sinn Fein-Büro am Gardiner 
Place in Dublin zu finden ist. 

Arr.'.ee des Volkes 
Ein Grund für die Trennung war 

die Tatsache, daß die späteren Pro- 
visionais eine wichtige Funktion 
der I.R.A. darin sahen, die katho- 
lischen Arbeiterviertel vor Angrif- 
fen zu schützen. Sie meinten, wohl 
nicht ganz zu Unrecht, daß die 
Officials nicht so schnell bereit wä- 
ren, zu den Waffen zu greifen und 
rüsteten eine eigene I.R.A. aus; 
eine Armee des Volkes muß in er- 
ster Linie dazu in der Lage sein, 
das Volk zu verteidigen. Die Provos 
fanden sehr schnell die Unterstüt- 
zung der Massen, und die Officials 
konnten ihre Basis in der Bevölke- 
rung des Nordens nur erhalten, in- 
dem sie ebenfalls den bewaffneten 
Kampf wieder aufnahmen. Aller- 
dings lag ein wesentlicher Unter- 
schied in der Taktik der beiden 
Flügel: während die Officials nur 
militärische Aktionen mit Defen- 
sivcharakter oder als Vergeltungs- 
maßnahmen befürworten, führten 
die Provisionais den bewaffneten 
Kampf in den Städten und auf dem 
Lande auch mit Offensivaktionen. 

Parlamentarismus 
Ein weiterer Grund für die Spal- 

tung war die Frage, ob die Sinn 
Fein für die Parlamente in Lon- 
don (Westminster), Belfast (Stor- 
mont) und Dublin (Leinster House) 

Kandidaten aufstellen sollte. Seit 
dem Vertrag von 1921, in dem die 
Teilung Irlands festgelegt wurde 
und den die Sinn Fein nie aner- 
kannt hat, existiert in der I.R.A. 
eine traditionelle Ablehnung der 
drei Parlamente, weil sie durch die- 
sen Vertrag institutionalisiert wor- 
den waren. 1970 nun wollten die 
Führer der Partei in einer neu zu 
gründenden Nationalen Befrei- 
ungsfront mit irischen Kommuni- 
sten und militanten sozialistischen 
Gruppen zusammen Abgeordnete 
in jedes der Parlamente wählen 
lassen. Ein großer Teil der Sinn 
Fein sah darin ein unannehmba- 
res Zugeständnis an die Institu- 
tionen des britischen und irischen 
Kapitalismus, verließ die Partei 
und gründete ein „Caretaker 
Executive of Sinn Fein", dem sich 
der „Provisional Army Council of 
the I.R.A." anschloß. Damit war die 
Spaltung endgültig. 

Zu der Parlamentarismusfrage 
erklärt Sinn Fein/Kevin Street, 
daß die drei Parlamente, die zur 
Zeit die Geschicke ganz Irlands 
lenken, durch ein einziges Parla- 
ment ersetzt werden sollen. Nur so 
könne ein von London unabhängi- 
ges Gesamtirland geschaffen wer- 
den. Zu der Politik der Officials 
sagen die Provisionais: „Seit 1922 
haben verschiedene Gruppen ver- 
sucht, Leinster House als eine Aus- 
gangsbasis für eine Republik zu be- 
nutzen, die alle 32 Counties um- 
faßt; sie alle sind gescheitert. Diese 

Gruppen sind alle gegründet wor- 
den, um das System von innen her- 
aus zu verändern. Jedesmal sind 
sie vom System verschluckt wor- 
den, sind ein Teil von ihm gewor- 
den und haben es schließlich ver- 
teidigt." 

Der Klassenkampf stellt sich 
nicht in zwei Etappen dar, sondern 
als kontinuierlicher, langandauern- 
der Prozeß, der sich nicht in plan- 
mäßig aufeinanderfolgende Stücke 
zerteilen läßt. Er verläuft nicht so, 
daß die Massen in der ersten Phase 
systemimmanent Kräfte sammeln, 
um in der zweiten dann das System 
anzugreifen. Im Gegenteil: der re- 
volutionäre Kampf muß an jedem 
Punkte seiner Entwicklung einen 
Angriff auf das System darstellen. 
Eine Strategie, die den Klassen- 
kampf um demokratische Rechte 
beschränkt, muß zwangsläufig in 
der reformistischen Sackgasse lan- 
den (Hochschulkampf 24/25). 

Von Leuten, die die Verhältnisse 
in Irland nicht aus eigener An- 
schauung kennen, wird oft behaup- 
tet, die Officials (manchmal auch 
„Red" I.R.A. genannt) seien Mar- 
xisten, und die Provos („Green" 
I.R.A.) seien ein zusammengewür- 
felter Haufen revolverschwingen- 
der, bombenlegender politischer 
Analphabeten ohne einen Schim- 
mer sozialistischer Ideen. Es ist 
richtig, daß die Officials Führer ha- 

ben, die ziemlich gut mit einem 
vulgär-marxistischen Vokabular 
umgehen können, aber das allein 
bringt sie der Revolution auch nicht 
näher. Indem sich die Officials mit 
der zwar rührigen, aber unbedeu- 
tenden KP Irlands verbündet ha- 
ben (von der in Irland gesagt wird, 
in ihr befänden sich nur lauter 
Häuptlinge, die verzweifelt versu- 
chen, ein paar Indianer zu finden), 
haben sie in großen Gebieten der 
Republik und Nord-Irlands viel 
von den Sympathien eingebüßt, die 
die I.R.A. dort hatte. 

Der Hauptvorwurf, der von den 
Officials immer wieder gegen die 
Provos erhoben wird, ist folgender: 
sie seien sektiererisch und dadurch 
würden sie objektiv dem Klassen- 
feind helfen. Sektiererisch heißt in 
diesem Zusammenhang, daß sie nur 
Unterstützung bei der katholischen 
Arbeiterschaft suchen und gegen 
die Interessen der protestantischen 
Arbeiter handeln. Begründung: sie 
würden lediglich die katholischen 
Slums vor Angriffen schützen, und 
sie würden protestantische Ge- 
schäfte und Fabriken zerstören. Da- 
durch vergrößere sich die Kluft 
zwischen der protestantischen und 
der katholischen Arbeiterschaft im- 
mer mehr und den protestantischen 
Arbeitern werde es immer schwe- 

Beim AStA 

zu vermieten: 

VW-Transporter 

pro km -,20 DM 

Linke Diskussion 

Fortsetzung von Seite 6 
Die Verhandlungen sind ein Mit- 

tel, um die allseitige Bedrohung 
Chinas von außen wenigstens für 
den Augenblick — was die USA an- 
geht zu mildern. Der Augenblick 
für diese Verhandlungserfolge war 
günstig, die zahlreichen Zuge- 
ständnisse Nixons beweisen das. 

Was bleibt von den Vorwürfen 
und Spekulationen? 

Der Vorwurf des „Großmacht- 
Chauvinismus" fällt auf seine Ur- 
heber, die D"K"P"-Revisionisten 
zurück. Nirgendwo in der Welt sind 
chinesische Truppen stationiert; zu- 
letzt am 15. 11. 71 hat der chinesi- 
sche Vertreter in der UNO erklärt, 
daß die VR China niemals als erste 
Atomwaffen einsetzen wird. Eine 
derartige Erklärung hat bisher kein 

rer, zu erkennen, wo der gemein- 
same Feind zu suchen ist: nämlich 
in der irischen und britischen be- 
sitzenden Klasse. 

Die Provos betonen immer wie- 
der, ihr Kampf richte sich gegen 
diese beiden Feinde. Sie bekämp- 
fen die Soldaten, die als Handlan- 
ger der Kapitalisten die Interessen 
des britischen Imperialismus in 
Nord-Irland verteidigen. Sie ver- 
suchen auf der anderen Seite, in 
einer langfristigen Bomben-Kam- 
pagne das gesamte Wirtschaftsle- 
ben im Norden lahmzulegen. Wenn 
die meisten ihrer Ziele Protestan- 
ten gehören, so ist das nicht sek- 
tiererisch, sondern der Grund ist 
darin zu suchen, daß die besitzende 
Klasse aus historischen Gründen 
größtenteils protestantisch ist. 

Die Provisional I.R.A. greift die 
Kapitalisten da an, wo sie am emp- 
findlichsten sind: sie zeigt ihnen 
deutlich, daß ihr Geld und Besitz 
in Nord-Irland so lange nicht vor 
Bomben sicher sein werden, bis Ir- 
land eine „Democratic Socialist 
Republic of All Ireland" (Sinn 
Fein/Kevin Street) ist. Die Ziel- 
gruppe ihrer Aktivitäten ist also 
nicht die protestantische Arbeiter- 
schaft, die der objektive Verbündete 
der diskriminierten katholischen 
Arbeiterschaft ist. Nach dem Prin- 
zip „Teile und herrsche" wird den 
protestantischen Arbeitern von der 
ausbeutenden Klasse suggeriert, 
daß die minimalen Privilegien, die 
ihnen zugestanden werden, der ka- 
tholischen Arbeiterklasse gegen- 
über verteidigungswert seien und 
daß jede Veränderung des Status 
quo eine Verschlechterung ihrer 
eigenen Situation mit sich brächte. 

Die Provos führen einen Guerilla- 
Krieg, um eine grundlegende Ver- 
besserung der Lage der gesamten 
irischen Arbeiterklasse herbeizu- 
führen. Ihre Forderungen sind: 
1. Freilassung aller Internierten 
und aller politischen Gefangenen: 
2. Die britischen Soldaten sollen 
von den Straßen verschwinden! 
3. Weg mit Stormont! Erst wenn 
diese drei Forderungen erfüllt sind, 
will die Provisional I.R.A. den be- 
waffneten Kampf einstellen. 

Sie erkennt, daß die soziale Frage 
in der gegenwärtigen historischen 
Situation in Irland nicht losgelöst 
von der nationalen Frage gesehen 
werden kann; nicht weil Nationa- 
lismus wichtiger als Sozialismus ist, 
sondern, weil die soziale Befreiung 
ohne gleichzeitige nationale Befrei- 
ung vom Joch Großbritanniens un- 
möglich ist. Der Marxist und Re- 
publikaner James Conolly wußte 
das; es war sein Beitrag zur revo- 
lutionären sozialistischen Theorie. 
Die Provisional I.R.A. weiß das 
auch; es ist diese Einsicht, mehr als 
die zahlreichen sozialistischen For- 
mulierungen ihrer politischen Do- 
kumente und Konferenzbeschlüsse, 
die sie zur einzigen ernstzunehmen- 
den revolutionären Bewegung der 
irischen Linken macht. 

Die Officials haben eine andere 
Vorstellung von der Revolution: sie 
verlangen die Demokratisierung 
des Systems in Nord-Irland und ein 
Ende der Unionisten-Herrschaft im 
Stormont (sie glauben, daß die For- 
derung „Weg mit Stormont!" an 
sich schon sektiererischen Charak- 
ter hat); wenn Nord-Irland ein 
wahrhaft demokratisches Land (was 
immer hier darunter zu verstehen 
ist) ist, will sich die Sinn Fein/ 
Gardiner Place an Wahlen beteili- 
gen. Von dieser Basis aus wollen die 
Officials dann auf die Errichtung 
eines sozialistischen Staates in 
ganz Irland hinarbeiten. 

Die Forderung nach Demokrati- 
sierung wird auch von der Bürger- 
rechtsbewegung (Northern Ireland 
Civil Rights Association = 
N.I.C.R.A.) vorgebracht. Diese Or- 
ganisation ist in den letzten Mo- 
naten so radikal von den Officials 
infiltriert worden, daß sie jetzt 
praktisch jegliche Selbständigkeit 
verloren hat. Immer mehr Iren 
fangen an, die reformistische Stra- 
tegie dieser Organisationen zu kri- 
tisieren. 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen... 

Reparaturen an atten fiutos 

schnell pfeime^ 

Der bewaffnete Kampf in Nordirland 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 4336 

Service, Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren — und tauschen nicht nur aus! 

Wohin es führen kann, wenn Sozialisten vergessen, wie sie sich vor Angriffen schützen müssen, sieht man deutlich an den Er- 
eignissen 1969 in Nord-Irland. Damals haben in Belfast protestantische Extremisten die Slums katholischer Arbeiter überfal- 
len, die Bewohner aus ihren Häusern getrieben und mißhandelt und ganze Straßenzüge in Schutt und Asche gelegt. Wie konnte 
es dazu kommen? 

Die Genossen und Sympathisan- 
ten der SAG werden es schwer ha- 
ben, irgendeinen Beweis dafür zu 
bringen, daß China die praktische 
Fortführung der Revolution im 
eigenen Land, die Festigung der 
Diktatur des Proletariats, sowie die 
Unterstützung der Revolution in 
aller Welt eingestellt oder auch nur 
abgeschwächt hat. Wir meinen Be- 
weise genug dafür geliefert zu ha- 
ben, daß China nach wie vor ein 
sozialistisches Land ist und außer- 
dem eine revolutionäre Außenpoli- 
tik verfolgt, deren theoretische 
Grundlagen Lenin gelegt hat und 
die Mao Tse-tung weiterentwik- 
kelt hat. Die Genossen vom KSB/ 
ML jedenfalls empfinden es weiter- 
hin als Loh, wenn sie als Maoisten 
bezeichnet werden; sie warten auf 
Entgegnungen anderer linker 
Gruppen. KSB/ML Häuser in Belfast, die während des Oranienpogroms 1969 niedergebrannt wurden 

In Nord-Irland ist eine neue For- 
mation, das Northern Resistance 
Movement (N.R.M.) gegründet wor- 
den, die im Gegensatz zu N.I.C.R.A. 
eine festgefügte Organisations- 
struktur und daher bessere Aus- 
sichten hat, überregionalen Einfluß 
zu gewinnen. Diese Bewegung ist 
von vielen kleinen örtlichen „Civil 
Resistance Councils" und der 
People's Democracy gegründet 
worden, um für all diese Wider- 
standskomitees, die nach der Inter- 
nierungswelle im August 1971 über- 
all spontan entstanden, eine ge- 
meinsame Organisation zu liefern, 
um die Aktivitäten zentral zu ko- 
ordinieren und den Forderungen 
somit den nötigen Nachdruck zu 
verleihen. Die Provisionais rufen 
dazu auf, weitere dieser Wider- 

will (das allgemein bekannte Müll- 
tonnendeckel-Warnsystem gibt es 
nicht mehr, seitdem vor einiger 
Zeit eine Frau von britischen Sol- 
daten erschossen wurde, weil sie 
damit ihre Nachbarn warnen 
wollte). 

Die Provisionais wollen mit Hilfe 
des N.R.M. die Bürgerrechtsforde- 
rungen des Nordens auch in die Re- 
publik Irland tragen. Im Süden 
gibt es ein Gesetz, das mit der 
„Special Powers Act" des Nordens 
vergleichbar ist: die „Offences 
against the State Act". Dieses Ge- 
setz wird zur Zeit hauptsächlich ge- 
gen die Sinn Fein/Gardiner Place 
zur Anwendung gebracht. 

Man sieht also, daß trotz aller 
ideologischer Differenzen die lin- 
ken Bewegungen zusammenarbei- 

IRA-Guerillas bei der Ausbildung 

stands-Räte zu bilden, den „rent 
and rates" — Streik auszuweiten 
(bisher beteiligen sich etwa 50 000 
Haushalte an diesem Mietstreik) 
und in der N.R.M. mitzuarbeiten. 

Die Räte sollen die Kontrolle 
über das eigene Gebiet (also je nach 
Größe Häuserblock, Straße oder 
Stadtviertel) übernehmen und auch 
auf sozialem Sektor arbeiten (z. B. 
Häuser reparieren, bei den Miet- 
streiks Rechtsbeistand zu organisie- 
ren und eigene Gerichte einsetzen, 
die unsoziales und sektiererisches 
Verhalten bekämpfen sollen). In der 
Bogside in Derry arbeitet diese de- 
mokratische Selbstverwaltung der 
Arbeiter schon seit Monaten rei- 
bungslos. 

In diesem von Barrikaden ge- 
schützten und Tag und Nacht von 
bewaffneten I.R.A.-Kämpfern be- 
wachten Gebiet war seit zwei Jah- 
ren kein Polizist mehr; die Türen 
werden nicht abgeschlossen, man 
ist sicher, daß nichts gestohlen 
wird; man hat vier Sirenen auf 
Hausdächern installiert, um die Be- 
völkerung wirksam und schnell 
warnen zu können, wenn britisches 
Militär in „Free Derry" eindringen 

ten. Das gilt besonders für die 
„unteren Ränge" (at grass roots 
level). Im täglichen Kampf gegen 
den Klassenfeind, der in Irland mit 
der Waffe in der Hand geführt 
wird, arbeiten die Einheiten der 
Official I.R.A. mit denen der 
Provisional I.R.A. zusammen. Am 
Beispiel Irland ist deutlich zu er- 
kennen, daß nationale Befreiungs- 
kämpfe und Revolutionen nicht von 
Theoretikern vorangetrieben wer- 
den, die vom Volk isoliert sind. 
Auch nicht von Splittergruppen der 
Neuen Linken, und wenn sie noch 
so viele Poster von Che oder Lenin 
oder Trotzki an der Wand hängen 
haben. Sie sind das Werk von Män- 
nern und Frauen, die sich restlos 
von allen bürgerlichen liberalen 
Werten losgesagt haben. Das ist die 
I.R.A.: Terroristen und Mörder (wie 
alle Soldaten), aber die einzigen 
Revolutionäre Irlands! mp 

Wer sich für die Probleme, die in 
diesem Artikel angeschnitten wer- 
den, interessiert: 
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Ich sehe in diesem "Verfahren nichts 
anderes als den hinlänglich bekann- 
ten Versuch, der Obrigkeit unbe- 
queme Kräfte, im Sinne der Sy- 
stemstabilisierung, zu disziplinie- 
ren. 

Da hat es nicht genügt, mich in 
meiner Wohnung und an meinen 
sonstigen Aufenthaltsorten zu 
überwachen, Nachbarn und Kolle- 
gen durch Kriminalbeamte und IT- 
Leute auszufragen, nein, da wird 
sogar vorgegeben, während ich in 
meiner Wohnung jederzeit erreich- 
bar ein- und ausgehe, ich wollte 
mich der Strafverfolgung entzie- 
ziehen. In der U-Haft habe ich dann 
erfahren, daß während dieses Ver- 
fahrens eine Ladung zur vorigen 
Verhandlung und ein Brief meines 
Anwalts in der gleichen Sache ver- 
schwunden sind. 

Im Zusammenhang mit den Poli- 
zeimaßnahmen muß ich darauf hin- 
weisen, daß ein großer Teil der 
ausführenden Polizeibeamten kein 
eigenes Interesse daran hat, diese 
Spitzeldienste, die von ihnen selbst 
als „link" bezeichnet werden, 
durchzuführen. Ich kann Ihnen, 
Herr Staatsanwalt, hier versichern, 
daß mein Verhältnis zu diesen Po- 
lizeibeamten gut ist, da sich unsere 
Interessen decken, und zu den an- 
deren besser wäre, eben dieser ge- 
meinsamen objektiven I'nteressens- 
lage wegen, und es nicht zu diesen 
Vorfällen käme, wenn die Mario- 
netten des Kapitals, die Scharfma- 
cher in den oberen Rängen, diese 
Männer nicht so ungehindert zu 
Knechten des Kapitals degradieren 
könnten. 

Wo diese Scharfmacher überall 
sitzen, stellt sich heraus, wenn ein 
Herr Schrübbers, namhafter An- 
kläger während des Hitlerregimes 
— heute als Verfassungsschützer 
amtiert —, wenn ein ehemaliger 
Sturmbannführer und Angehöriger 
des Reichsführer SS, Paul Boullay, 
Brigadegeneral des Bundesgrenz- 
schutzes ist, nach dessen unverhoh- 
lener Meinung Entscheidungen am 
Rande der Legalität im Berufsleben 
des Grenzschutzbeamten heute un- 
vermeidlich sind. 

Entsprechend diesem Urteil ist 
mir klar, daß diese mich hier be- 
treffenden Maßnahmen seit jeher 
geeignet sind, sowohl den resignie- 
renden Gleichmut gegenüber dem 
Obrigkeitsverhalten zu steigern, als 
auch zum fatalistischen Glauben an 
die Unveränderbarkeit von Obrig- 
keitsbeschlüssen zu erziehen. 

Das wäre nicht möglich, wenn 
wir hier mehr Demokratie hätten 
und der Aufruf zum kritischen Mit- 
denken und zur politischen Mit- 
verantwortlichkeit innerhalb die- 
ses Systems nicht längst zur Farce 
geworden wäre. 

In der gegenwärtigen Situation 
ist mir klar, daß große Anstren- 
gungen erforderlich sein werden, 

Darstellung der Vorfälle 
Ich werde nun den Versuch ma- 

chen, eine Darstellung der Vorfälle 
des zweiten Abends der Rote- 
Punkt-Aktion vom 18. 3. 1971, 
20 Uhr, abzugeben. 

Am zweiten Tag der Rote-Punkt- 
Aktion in Bochum, anläßlich der 
Fahrpreiserhöhung der Bogestra, 
befand ich mich unter den Demon- 
stranten. In der Höhe der Kreuzung 
Viktoriastraße-Südring drängte die 
Polizei die Demonstranten Rich- 
tung, Hauptbahnhof ab. Da ich mei- 
nen Hund dabei hatte, verließ ich 
das Gedränge und stellte mich auf 
den Gehweg gegenüber dem Papri- 
ka-Grill. 

Hier beobachtete ich, wie Greifer 
versuchten, aus den zurückgedräng- 
ten Demonstranten Leute heraus- 
zureißen, die sich bereits auf dem 
Südring in Höhe des Möbelgeschäf- 
tes Markant befanden. Den Grei- 
fern gelang es, einen Jugendlichen 
zu fassen. Es handelte sich um 
einen Lehrling, wie sich später her- 
ausstellte. Er wurde von den Be- 
amten hin und her geworfen. Zwei 
hielten ihn fest und andere traten 
nach ihm und schlugen auf ihn ein. 
Das alles ließ der Lehrling wider- 
standslos über sich ergehen. Sie 
wendeten den sehr schmerzhaften 
Daumenzwinggriff an und 
schleppten ihn Richtung Mann- 
schaftswagen ab. Angesichts dieser 
brutalen Gewaltanwendung schrien 
und pfiffen die Demonstranten, 
während dem die Greifer nicht 
aufhörten, ihn mit den Knien sto- 
ßend vorwärts zu treiben. Als sie 
sich auf meiner Höhe befanden, 
ging ich ihnen entgegen und forder- 
te sie auf, ihre Gewalttätigkeiten 
einzustellen. 

Daß ich nun mit den Fäusten auf 
die Greifer eingeschlagen haben 
soll, ist reine Erfindung. Zu mei- 
ner Rechten wie zu meiner Linken 
standen Dutzende von Polizisten, 
die mich nun einkreisten und übel 
zusammenschlugen. In der Anklage 
steht zwar, daß ich einen großen 
Jagdhund bei mir hatte, aber es 
wird nichts von Hundebissen er- 
wähnt. Für den Fall eines Angriffs 
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150 Jahre 

Unterdrückung 

in 

Griechenland 
Fortsetzung von Seite 5 
zialismus manifestiert sich jedoch 
über den Rahmen einer bürgerli- 
chen Demokratie. Aus diesem 
Grund wird die Zusammenarbeit 
mit allen Parteien, auch mit der 
ERE und dem König angestrebt. 

2) PAK (Panhellenische Befrei- 
ungsfront), getragen vom linken 
Flügel der ZU unter Andreas Pa- 
pandreou; 

sie erstrebt ein „unabhängiges 
Griechenland im Rahmen der Na- 
to" an, ein „vereinigtes Europa als 
dritte Weltmacht" und geht in ih- 
rem Willen zur Wiedereinführung 
der „demokaratischen Freiheiten" 
der Regierungsbildung aus allen 
Parteien und der aus „freien Wah- 
len" gebildeten bürgerlichen De- 
mokratie mit der PAM konform. 

Alles das läuft offen auf eine 
Wiedereinführung der Zustände 
vom 20. April 1967 hinaus, die den 
21. erst ermöglichten. Ein solcher 
„Widerstand" kann jedoch das Ziel 
eines „sozialistischen" Griechen- 
lands nicht erreichen, sondern wird, 
wie 1936 und 1949 in einer weite- 
ren Sackgasse enden. 

Eine detaillierte Darstellung der 
politökonomischen und Klassen- 
struktur in Bezug auf einen mög- 
lichen konkreten Widerstand, soll 
auf dem Teach-In am 18. 4. 1972, 
14 Uhr, HZO 20, zusammen mit 
Marios Nikolinakos und einigen 
Genossen aus der griechischen Wi- 
derstandsbewegung erörtert, pro- 
blematisiert und ermittelt werden. 
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Jrinkhatle Kotthoff 
(Mensaparkplatz) 

Neu: 

ßusfahrkarlen alter firl 

meinerseits hätte nichts näher ge- 
legen, als eben von diesem Hund 
Gebrauch zu machen — der auch 
die Polizei als gefährlicher Beißer 
bekannt ist. 

Unter den Tritten, unter anderem 
ins Gesieht und in die Hoden, ver- 
lor ich zeitweise das Bewußtsein. 
In einem Mannschaftswagen 
kam ich wieder zu mir. Ich lag 
dort rücklings auf dem Boden, auf 
meinem Hals drückte ein Polizei- 
stiefel und andere standen mir auf 
dem Bauch und auf beiden Beinen. 
Bei dem Versuch, meine Stellung 
zu ändern, wurde mir mit dem 
Schlagstock auf die Finger geschla- 
gen und die Stiefel traten härter 
zu. Nach Aussagen von Zeugen 
wurde ich mit Fußtritten in den 

Rücken bearbeitet, als man mich 
in das Polizeigefängnis schleppte. 

Danach kann ich mich nur noch 
daran erinnern, daß meine Zellen- 
tür offen stand und ich erneut zu- 
sammengeschlagen wurde, Blut floß 
und dann Ruhe war. Für diesen 
Vorfall habe ich keine Zeugen. Der 
Landtagsabgeordnete Hereth, der 
mich aus der Zelle holte, könnte 
lediglich bestätigen, daß meine Zel- 
le mit frischem Blut verschmiert 
war und daß der Beamte, der mich 
zusammengeschlagen hatte, mir sei- 
nen Namen nicht nennen wollte. 

Die Zeugen für die von mir be- 
schriebenen Vorfälle bitte ich, sich 
entweder bei mir, Manfred Knoop, 
Bochum, Heintzmannstraße 60, oder 
bei Herrn Rechtsanwalt Horst 

Schmidt, Bochum, Kortumstraße 
Nummer 91, zu melden. 

Das Rauch-Urteil, 2Va Jahre Ge- 
fängnis für einfachen Widerstand, 
ist mehr als ein Einschüchterung=- 
versuch. Hier wird das Wesen der 
Justiz, Herrschafts- und Diszipli- 
nierungsinstrument zu sein, ver- 
deutlicht. 

Verhaltet Euch solidarisch! Was 
mir heute hier passiert, kann Euch 
morgen passieren. 

Manfred Knoop 
Bochum, den 27. 2. 1972 

Strafanstalt Bochum-Krümmede 

Wer empört sich da über Spa- 
nien? 

Verhandlung: 24. 4. 72, 10 Uhr 
Amtsgericht, Saal 232. 

Manfred Knoop, Strafanstalt Krümmede 

Gefangenennummer 768/72, Block 1, Zelle 11 

Politbericht aus der Zeile 

Die (Cljtcmifc 

Ich habe hier konkret erfahren, wie sich die Justiz verhält, wenn jemand wagt gegen Polizei- 
ausschreitungen zu protestieren — und frage hier, wie ist der Aufruf zum kontrollierenden Ein- 
greifen mitverantwortlicher Staatsbürger zu verstehen, wenn hier bei uns — schon der Pro- 
test — mit Schlagstöcken und Stiefeltritten beantwortet und gegen die, die es gewagt haben 
zu protestieren, der Polizeiapparat eingesetzt wird — um Spitzel- und Überwachungsaufträge 
durchzuführen. 

entsprechen weder den Tatsachen 
noch meiner Einstellung zur ge- 
genwärtigen Auseinandersetzung 
mit den Handlangern des Kapitals. 

Es ist richtig, daß ich einen der 
gegen mich vorgehenden Beamten 
mit Faschistenschwein bezeichnet 
habe. Die damit zusammenhängen- 
den Vorfälle in der Zelle des Po- 
lizeigefängnisses habe ich bei der 
Europäischen Kommission für Men- 
schenrechte zur Anzeige gebracht, 
da ich dort nicht, wie hier, Gefahr 
laufe, wegen fehlender Zeugen 
strafrechtlich verfolgt zu werden. 

22. März: 24 Polizeibeamte aus 
NRW, die erstmals Spezialunter- 
richt im „Scharfschießen in und aus 
allen Lagen" erhielten, zeigen vor 
Pressevertretern „eine Kostprobe 
ihres Könnens" (WAZ). 

22. März: Hamburgs Bürgermeister 
Schulz verkündet die Verschärfung 
des Kampfs gegen die „geistigen 
Mitläufer" der sogenannten BM- 
Gruppe. 

* 
22. März: NRW-Landwirtschafts- 
minister Deneke (SPD) beklagt die 
enorme Verschmutzung des Rheins 
durch Industrieabfälle. Er schließt 
die Anwendung der ohnehin unzu- 
reichenden Gesetze gegen diese 
Verschmutzung aus, da die Indu- 
striebetriebe dann „zumachen müß- 
ten". 

* 
23. März: CDU und SPD Berlins 
wehren sich energisch gegen den 
Vorschlag, amerikanische Subven- 
tionen für den RIAS (immerhin 
11,5 Millionen DM) zu streichen. 

23. März: Die Darmstädter Pharma- 
ziefirma stellt gegen die „Soziali- 
stischen Arbeitergruppen" in Darm- 
stadt Strafanzeige wegen „bösarti- 
ger Pogromhetze und Aufforderung 
zum Mord", die in einem Flugblatt 
geäußert worden sein sollen. Ein 
Kameramann des WDR, wegen kri- 
tischer Berichterstattung bekannt, 
durfte an der eigens inszenierten 
Pressekonferenz der Firma nicht 
teilnehmen. 

23. März: Poli/.eiminister Genscher 
propagiert „Modernisierung und 
Intensivierung der Verbrechensbe- 
kämpfung". Mittel unter anderem: 
Etatsteigerungen des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz von 29,9 Mio. 
Mark (1969) auf 62,1 Mio. DM (1973). 

-w- 
24. März: Das künftige bayrische 
Hochschulgesetz beinhaltet ein 
„detailliertes Ordnungsrecht" (FR). 

* 
26. März: Polizeiminister Genscher 
kündigt eine Erweiterung des Teie- 
ionabhörgesetzes, einer Lieblings- 
waffe beim Kampf gegen Linke, an. 

# 
26. März: „Mit Nachdruck" wendet 
sich der deutsche Botschafter in 
Athen gegen Äußerungen von G. 
Grass, der die griechische Militär- 
Junta immerhin als faschistisch 
charakterisierte. 

# 
27. März: Der Bundesbeauftragte 
gegen den Ersatzdienst, Iven (SPD), 
freut sich auf den Einsatz von 
Kriegsdienstverweigerern bei Post, 
Bundesbahn und anderen defizitä- 
ren Unternehmen. 

* 
27. März: Die Bundesregierung be- 
grüßt die Absicht Baden-Württem- 
bergs, künftig „Unterricht über 
Landesverteidigung" an den Schu- 
len zu erteilen. 

27. März: Prof. Brückner, BM- 
Sympathien-Verdächtigter, wird 
vom niedersächsischen Kultusmini- 
sterium (in SPD-Händen) von sei- 
ner Hochschulfunktion entbunden. 

27. März: Die Fahndung nach an- 
geblichen BM-Mitgliedern wird auf 
Dänemark ausgeweitet. 

* 
28. März: W. Brandt kündigt eine 
Danksagung für die Marshallplan- 
hilfe an, die die BRD in die Fänge 
des US-Imperialismus brachte. 

* 
28. März: Zitat aus der Schleswig- 
Holsteinischen Landeszeitung: „Die 
ungewöhnliche Grausamkeit der 
Tatausführung läßt darauf schlie- 
ßen, daß dabei Ausländer, vor al- 
lem Südländer, am Werke waren." 
Der unvorstellbare Zynismus dieses 
Satzes läßt darauf schließen, daß er 
von Faschisten, vor allem deut- 
schen, formuliert wurde. 

* 
29. März: Berlins Taxifahrer üben 
sich wieder einmal in Selbstjustiz. 
Einen 21jährigen, der versuchte, 
eine Taxifahrerin zu überfallen, 
schlagen sie erst einmal zusammen, 
bevor sie ihn der Polizei überge- 
ben. 

* 
31. März: Der neue BuWe-General- 
inspekteur, Zimmermann, erklärt 
in einem „Tagesbefehl an die Trup- 
pe", die „zeitgemäße Führung" 
schließe das „Durchsetzen der not- 
wendigen Ordnung und Disziplin" 
ein. 

" * 
31. März: Die Bundesregierung at- 
tackiert scharf die „vorsätzliche Be- 
hinderung von Lehre und For- 
schung" an den Unis. Von der Be- 
hinderung der Freiheit des Lernens 
durch reaktionäre Profs und Be- 
rufsverbote spricht sie nicht. 

4. April: Sechs Ersatzdienstleisten- 
de, die gegen die Versetzung eines 
Kollegen aus politischen Gründen 
mittels Streik protestieren, werden 
zu sechs Wochen Haft verurteilt. 

# 
5. April: Bespitzelt wird ein Pfar- 
rer in Rodenbach von der Kripo, 

um der Öffentlichkeit die ver- 
schleierten Fakten der Unterdrük- 
kungsmechanismen — wie deren 
Zusammenhänge mit der inneren 
Machtstruktur — aufzuzeigen; da- 
bei war und bin ich der Meinung, 
daß Krawallmätzchen, so wie sie 
mir hier vorgeworfen werden, der 
bürgerlichen Manipulationspresse 
das Material liefern, welches sie 
sucht um zu verhindern, daß sich 
die wachsende Unzufriedenheit der 
arbeitenden Bevölkerung hier in 
Solidarität verwandelt. 

Die gegen mich erhobenen An- 
schuldigungen weise ich zurück. Sie 
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weil er dazu aufrief, für Andreas 
Baader und Ulrike Meinhof zu be- 
ten. Frage der Polizeibeamten an 
Gemeindemitglieder: „V erherrlieht 
der Pfarrer Gewalt?" 

6. April: Die Staatsanwaltschaft 
Karlsruhe erhebt Anklage gegen 
das Sozialistische Patientenkollek- 
tiv (SPK) wegen „Gründung und 
Beteiligung an einer kriminellen 
Vereinigung". Die Namen von acht 
der zehn Angeklagten werden ver- 
schwiegen, weil man der Verteidi- 
gung keine „Angriffspunkte" we- 
gen NichtZustellung der Anklage- 
schrift bieten will. 

10. April: Zwar „kommt die Rezes- 
sion nicht" (Schiller, Brandt etc.), 
aber doch wieder neue Kurzarbeit: 
Diesmal für 441 Arbeiter bei der 
Siemens AG, Werk Bremen. 

10. April: Wie der Hauptverband 
der Gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften mitteilt, gab es 1971 fast 
3000 tödliche Arbeitsunfälle. Das 
bedeutet eine Steigerung von 10,6 
Prozent gegenüber 1970. 


